
 

 

Deutscher Bundestag Drucksache 20/10995 
20. Wahlperiode 10.04.2024 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Klimaschutz und Energie (25. Ausschuss) 

zu der Verordnung der Bundesregierung 
– Drucksachen 20/10159, 20/10238 Nr. 2 – 

Verordnung über das Herkunftsnachweisregister für Gas und das 
Herkunftsnachweisregister für Wärme oder Kälte 
(Gas-Wärme-Kälte-Herkunftsnachweisregister-Verordnung – GWKHV) 

A. Problem 
Das Herkunftsnachweisregistergesetz vom 4. Januar 2023 sieht vor, dass ein Her-
kunftsnachweisregister für Gas, einschließlich Wasserstoff, und ein Herkunfts-
nachweisregister für Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energiequellen einge-
richtet werden. Das Gesetz setzt dabei unionsrechtliche Vorgaben nach Artikel 19 
der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen für die Erzeugung von Gas, Wasserstoff, Wärme oder Kälte um. Her-
kunftsnachweise dienen dazu, einem Kunden oder Energieverbraucher gegenüber 
dokumentieren zu können, dass ein bestimmter Anteil oder eine bestimmte Menge 
der von ihm genutzten oder an ihn gelieferten Energie aus erneuerbaren Quellen 
erzeugt worden ist.  

Zur Einrichtung und zum Betrieb des Registers sowie zur vollumfänglichen Um-
setzung der unionsrechtlichen Vorgaben nach Artikel 19 der Richtlinie (EU) 
2018/2001 müssen die gesetzlichen Vorgaben konkretisiert werden. Die Verord-
nung konkretisiert die Rahmenbedingungen dafür, dass das Umweltbundesamt als 
die mit der Registerverwaltung betraute Behörde die Einrichtung des Herkunfts-
nachweisregisters für Gas sowie des Herkunftsnachweisregisters für Wärme oder 
Kälte vornehmen kann. 

In den Beratungen wurde deutlich, dass ein Bürokratieabbau erfolgen muss und 
das Umweltbundesamt keine materiellen Änderungen vornehmen dürfen soll. 

B. Lösung 
Mit den in dem Antrag auf Ausschussdrucksache 20(25)591 enthaltenen Ände-
rungswünschen soll an drei Stellen Bürokratieabbau erfolgen und eine Reduzie-
rung von Berichtspflichten erreicht werden. Außerdem erfolgt in § 40 Nummer 6 
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eine Klarstellung hinsichtlich der Subdelegationen an das Umweltbundesamt, das 
technische Details regeln darf, aber keine materiellen Änderungen vornehmen 
soll. 

Zustimmung zu der Verordnung in geänderter Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und AfD bei Stimmenthaltung der Gruppe Die 
Linke. 

C. Alternativen 
Keine. Die Bestimmungen des Artikels 19 der Richtlinie (EU) 2018/2001 sind in 
nationales Recht umzusetzen. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Für den Bundeshaushalt entstehen über den Erfüllungsaufwand für die Einrich-
tung und den Betrieb des Herkunftsnachweisregisters für Gas sowie des Her-
kunftsnachweisregisters für Wärme oder Kälte hinaus (siehe hierzu E.3) keine 
weiteren finanziellen Belastungen.  

Der Vollzugsaufwand einschließlich der einmaligen Sachkosten wird bis zur voll-
ständigen Gebührenfinanzierung des Registerbetriebs finanziell und (plan-)stel-
lenmäßig durch den Einzelplan 09 ausgeglichen. Danach werden etwaige Mehr-
bedarfe im Einzelplan 09 ausgeglichen. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht durch diese Verordnung kein Erfüllungs-
aufwand. Herkunftsnachweise sind ein freiwilliges Instrument zur Kennzeich-
nung der Herkunft von Energie, die von Unternehmen in der Energiewirtschaft 
genutzt werden können. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
Es besteht keine Pflicht zur Nutzung von Herkunftsnachweisen, es handelt sich 
um ein freiwilliges System. Das betrifft insbesondere Betreiber von Energieer-
zeugungsanlagen, Energieversorgungsunternehmen und Energieverbraucher. Bei 
einer Nutzung von Herkunftsnachweisen fällt Erfüllungsaufwand für die Antrag-
stellung und für die Informationsbereitstellung an. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten  
Die abschließende Darstellung und die Kalkulation des Erfüllungsaufwands für 
die Wirtschaft sollen im Rahmen der Verabschiedung der Durchführungsverord-
nung nach § 40 dieser Verordnung sowie einer Gebührenverordnung nach § 22 
Absatz 4 des Bundesgebührengesetzes (BGebG) erfolgen. Die Grundlage bildet 
eine Potenzialanalyse, die aktuell im Auftrag des Umweltbundesamtes durchge-
führt wird.  
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Dies betrifft insbesondere den Erfüllungsaufwand und die damit verbundenen 
Kosten für Gutachter bei der Anlagenregistrierung und (in bestimmten Fällen) bei 
der Ausstellung von Herkunftsnachweisen, die vom Anlagenbetreiber zu tragen 
sind. Der Grund hierfür ist, dass die Höhe der Kosten mit den Anforderungen im 
Zusammenhang steht, in welchen Fällen beziehungsweise für welche Angaben 
die Bestätigung eines Gutachters erforderlich ist. Dies kann sich nach Anlagenty-
pen unterscheiden und wird erst in der Durchführungsverordnung konkretisiert. 

Eine Prognose für die zu erwartende Anzahl von Konten und Anlagen in beiden 
Registern ist für diese Verordnung noch nicht erforderlich. Diese Prognose wird 
erst möglich sein, wenn der Aufbau der Infrastruktur für die Einrichtung und den 
Betrieb der Register fortgeschritten ist. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
Die abschließende Darstellung und die Kalkulation des Erfüllungsaufwands für 
die Verwaltung sollen im Rahmen der Verabschiedung der Durchführungsverord-
nung nach § 40 dieser Verordnung sowie einer Gebührenverordnung nach § 22 
Absatz 4 BGebG erfolgen. Die Grundlage bildet eine Potenzialanalyse, die aktuell 
im Auftrag des Umweltbundesamtes durchgeführt wird.  

Für die Länder und Kommunen entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

F. Weitere Kosten 
Der Betrieb der Herkunftsnachweisregister wird gebührenfinanziert und durch 
das Umweltbundesamt durchgeführt. Die abschließende Darstellung und die Kal-
kulation der Gebühren sollen im Rahmen der Verabschiedung der Durchführungs-
verordnung nach § 40 dieser Verordnung sowie einer Gebührenverordnung nach 
§ 22 Absatz 4 BGebG erfolgen. Die Grundlage bildet eine Potenzialanalyse, die 
aktuell im Auftrag des Umweltbundesamtes durchgeführt wird.  

Die Versorgungsunternehmen können die Kosten, die ihnen durch die Nutzung 
von Herkunftsnachweisen entstehen, an die Verbraucherinnen und Verbraucher, 
die sich für ein Energieprodukt, das Herkunftsnachweise nutzt, entscheiden, über 
den Preis des Endprodukts weitergeben. Jedoch sind diese Kosten im Verhältnis 
zum Preis des jeweiligen Energieträgers, d. h. zu dem Preis von Gas, Wasserstoff, 
Wärme oder Kälte, gering. Eine generelle Erhöhung der Energiepreise ist somit 
nicht zu erwarten. Darüber hinaus haben Verbraucherinnen und Verbraucher die 
Möglichkeit, sich für ein Energieprodukt zu entscheiden, das keine Herkunfts-
nachweise nutzt. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung auf Drucksache 20/10159 in der aus der nachstehenden Zusam-
menstellung ersichtlichen Fassung zuzustimmen. 

Berlin, den 10. April 2024 

Der Ausschuss für Klimaschutz und Energie 

Katrin Zschau 
Vorsitzende 

Oliver Grundmann 
Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
der Verordnung über das Herkunftsnachweisregister für Gas und das Herkunftsnachweisregister für 
Wärme oder Kälte (Gas-Wärme-Kälte-Herkunftsnachweisregister-Verordnung – GWKHV) 
– Drucksache 20/10159 – 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Klimaschutz und Energie (25. Ausschuss) 

Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses  

Verordnung über das 
Herkunftsnachweisregister für Gas und 

das Herkunftsnachweisregister für 
Wärme oder Kälte 

Verordnung über das 
Herkunftsnachweisregister für Gas und 

das Herkunftsnachweisregister für 
Wärme oder Kälte 

(Gas-Wärme-Kälte-
Herkunftsnachweisregister-Verordnung 

– GWKHV)1 

(Gas-Wärme-Kälte-
Herkunftsnachweisregister-Verordnung 

– GWKHV)1 

Vom ... Vom ... 

Es verordnen mit Zustimmung des Bundestages 
[Beschluss vom (…)]  

Es verordnen mit Zustimmung des Bundestages 
[Beschluss vom (…)]  

– die Bundesregierung auf Grund des § 5 Absatz 1 
Nummer 1, 2 Buchstabe c Doppelbuchstabe bb, 
Nummer 3 bis 11, 12 Buchstabe a bis e, Num-
mer 13 und 14 sowie 16 bis 18 in Verbindung mit 
§ 5 Absatz 2 Satz 1 des Herkunftsnachweisregis-
tergesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 9), auch in Verbindung mit § 5 Absatz 2 
Satz 2 des Herkunftsnachweisregistergesetzes, 
auch in Verbindung mit § 96 Absatz 2 des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes vom 21. Juli 2014 
(BGBl. I S. 1066), von denen § 5 des Herkunfts-
nachweisregistergesetzes durch Artikel 2 Num-
mer 5 des Gesetzes vom … [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des Gesetzes zur Änderung der Vor-
schriften des Energiewirtschaftsgesetzes zu Füll-
standsvorgaben für Gasspeicheranlagen und zur 
Anpassung weiterer energierechtlicher Vorschrif-
ten] neu gefasst worden ist und § 96 Absatz 2 des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes zuletzt durch Ar-
tikel 1 Nummer 44 Buchstabe b des Gesetzes vom 
13. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2258) geändert 
worden ist, 

– die Bundesregierung auf Grund des § 5 Absatz 1 
Nummer 1, 2 Buchstabe c Doppelbuchstabe bb, 
Nummer 3 bis 11, 12 Buchstabe a bis e, Num-
mer 13 und 14 sowie 16 bis 18 in Verbindung mit 
§ 5 Absatz 2 Satz 1 des Herkunftsnachweisregis-
tergesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 9), auch in Verbindung mit § 5 Absatz 2 
Satz 2 des Herkunftsnachweisregistergesetzes, 
auch in Verbindung mit § 96 Absatz 2 des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes vom 21. Juli 2014 
(BGBl. I S. 1066), von denen § 5 des Herkunfts-
nachweisregistergesetzes durch Artikel 2 Num-
mer 5 des Gesetzes vom … [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des Gesetzes zur Änderung der Vor-
schriften des Energiewirtschaftsgesetzes zu Füll-
standsvorgaben für Gasspeicheranlagen und zur 
Anpassung weiterer energierechtlicher Vorschrif-
ten] neu gefasst worden ist und § 96 Absatz 2 des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes zuletzt durch Ar-
tikel 1 Nummer 44 Buchstabe b des Gesetzes vom 
13. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2258) geändert 
worden ist, 

– das Bundesministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicher-
heit und Verbraucherschutz auf Grund des § 7 des 
Herkunftsnachweisregistergesetzes vom 4. Januar 

– das Bundesministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicher-
heit und Verbraucherschutz auf Grund des § 7 des 
Herkunftsnachweisregistergesetzes vom 4. Januar 

                                                        
1 Diese Verordnung dient der Umsetzung des Artikels 19 der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 82). 
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Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses  

2023 (BGBl. 2023 I Nr. 9), der durch Artikel 2 
Nummer 5 des Gesetzes vom … [einsetzen: Da-
tum und Fundstelle des Gesetzes zur Änderung 
der Vorschriften des Energiewirtschaftsgesetzes 
zu Füllstandsvorgaben für Gasspeicheranlagen 
und zur Anpassung weiterer energierechtlicher 
Vorschriften] neu gefasst worden ist: 

2023 (BGBl. 2023 I Nr. 9), der durch Artikel 2 
Nummer 5 des Gesetzes vom … [einsetzen: Da-
tum und Fundstelle des Gesetzes zur Änderung 
der Vorschriften des Energiewirtschaftsgesetzes 
zu Füllstandsvorgaben für Gasspeicheranlagen 
und zur Anpassung weiterer energierechtlicher 
Vorschriften] neu gefasst worden ist: 

I n h a l t s ü b e r s i c h t  u n v e r ä n d e r t  

A b s c h n i t t  1  

A l l g e m e i n e  V o r s c h r i f t e n  

 

§ 1 Gegenstand dieser Verordnung  

§ 2 Begriffsbestimmungen  

A b s c h n i t t  2  

H e r k u n f t s n a c h w e i s r e g i s t e r  

 

§ 3 Zuständige Behörde  

§ 4 Elektronisches System  

§ 5 Gemeinsame Datenbank  

§ 6 Rechts- und Fachaufsicht über die zuständige 
Behörde 

 

A b s c h n i t t  3  

K o n t o  

 

§ 7 Konto  

§ 8 Kommunikationssystem  

§ 9 Kontoeröffnung und -führung  

A b s c h n i t t  4  

R e g i s t r i e r u n g  v o n  A n l a g e n  

 

§ 10 Grundsätze der Anlagenregistrierung  

§ 11 Antrag auf Registrierung  

§ 12 Prüfung des Antrags  

§ 13 Anlagenkennnummer  
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Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses  

A b s c h n i t t  5  

H e r k u n f t s n a c h w e i s e  

 

Unterabschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 

 

§ 14 Ausstellung und Form eines Herkunftsnach-
weises 

 

§ 15 Antrag auf Ausstellung  

§ 16 Ausstellung eines Herkunftsnachweises für 
strombasiertes Gas oder strombasierte thermi-
sche Energie 

 

§ 17 Mindestangaben in Herkunftsnachweisen  

§ 18 Zusätzliche Angaben in Herkunftsnachweisen  

§ 19 Anerkennung ausländischer Herkunftsnach-
weise 

 

§ 20 Übertragung  

§ 21 Verwendung, Entwertung und Erklärung des 
Verfalls 

 

§ 22 Löschung  

Unterabschnitt 2 

Besondere Anforderungen an die Ausstellung und 

Entwertung von Herkunftsnachweisen für Gas 

 

§ 23 Ausstellung von Herkunftsnachweisen für Gas  

§ 24 Unterscheidbarkeit  

§ 25 Zusätzliche Mindestangaben im Herkunfts-
nachweis für Gas 

 

§ 26 Zusätzliche Angaben im Herkunftsnachweis 
für Gas 

 

§ 27 Entwertung bei netzgebundenem Gasver-
brauch 
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Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses  

Unterabschnitt 3 

Besondere Anforderungen an die Ausstellung und 

Entwertung von Herkunftsnachweisen für Wärme 

oder Kälte 

 

§ 28 Ausstellung und Inhalt von Herkunftsnach-
weisen für Wärme oder Kälte 

 

§ 29 Ausstellung eines Herkunftsnachweises für 
Wärme oder Kälte für strombasierte thermi-
sche Energie 

 

§ 30 Ausstellung eines Herkunftsnachweises für 
Wärme oder Kälte für gasbasierte thermische 
Energie 

 

§ 31 Unterscheidbarkeit  

§ 32 Zusätzliche Mindestangaben in Herkunfts-
nachweisen für Wärme oder Kälte 

 

§ 33 Zusätzliche Angaben in Herkunftsnachweisen 
für Wärme oder Kälte 

 

§ 34 Vermarktung thermischer Energie  

§ 35 Entwertung  

A b s c h n i t t  6  

V e r a r b e i t u n g  v o n  D a t e n  

 

§ 36 Datenschutz und Datensicherheit  

§ 37 Erforderlichkeit der Datenverarbeitung  

§ 38 Löschung von Daten  

§ 39 Überprüfung der gespeicherten Daten; Daten-
übermittlung 

 

A b s c h n i t t  7  

V e r o r d n u n g s e r m ä c h t i g u n g ;  

S c h l u s s v o r s c h r i f t  

 

§ 40 Subdelegation an das Umweltbundesamt  

§ 41 Beleihung  

§ 42 Ordnungswidrigkeiten  

§ 43 Evaluierung  

§ 44 Inkrafttreten  
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Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses  

A b s c h n i t t  1  A b s c h n i t t  1  

A l l g e m e i n e  V o r s c h r i f t e n  u n v e r ä n d e r t  

§ 1 

 

Gegenstand dieser Verordnung  

Gegenstand dieser Verordnung sind   

1. die Einrichtung und der Betrieb des Herkunfts-
nachweisregisters für Gas nach § 3 des Herkunfts-
nachweisregistergesetzes vom 4. Januar 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 9), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom … [einsetzen: Datum und 
Fundstelle des Gesetzes zur Änderung der Vor-
schriften des Energiewirtschaftsgesetzes zu Füll-
standsvorgaben für Gasspeicheranlagen und zur 
Anpassung weiterer energierechtlicher Vorschrif-
ten] geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, 

 

2. die Einrichtung und der Betrieb des Herkunfts-
nachweisregisters für Wärme oder Kälte nach § 4 
des Herkunftsnachweisregistergesetzes und 

 

3. die Übertragung der Ermächtigung zum Erlass 
von Rechtsverordnungen auf Grund des § 5 Ab-
satz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Satz 2 des Her-
kunftsnachweisregistergesetzes auf das Umwelt-
bundesamt. 

 

§ 2 

 

Begriffsbestimmungen  

Im Sinne dieser Verordnung ist oder sind  

1. „Dienstleister“ eine natürliche Person, eine juris-
tische Person des privaten oder öffentlichen 
Rechts oder eine rechtsfähige Personengesell-
schaft, die von einem Kontoinhaber nach 
Nummer 5 bevollmächtigt ist, für ihn Handlungen 
im Zusammenhang mit der Nutzung des Her-
kunftsnachweisregisters für Gas oder des Her-
kunftsnachweisregisters für Wärme oder Kälte 
gegenüber der Registerverwaltung vorzunehmen, 

 

2. „erneuerbare Energie“ Energie aus erneuerbaren 
Quellen im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 der 
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Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses  

Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 11. Dezember 2018 
zur Förderung der Nutzung von Energie aus er-
neuerbaren Quellen (ABl. L 328 vom 21.12.2018, 
S. 82) in der jeweils geltenden Fassung, 

3. „Fernwärme- oder Fernkältesystem“ eine Einrich-
tung zur leitungsgebundenen Versorgung mehre-
rer Gebäude oder Anlagen mit thermischer Ener-
gie durch ein technisch verbundenes Netz, 

 

4. „Konto“ eine dem Kontoinhaber durch die Regis-
terverwaltung zugeordnete Einrichtung innerhalb 
des Herkunftsnachweisregisters, in der die Aus-
stellung, die Übertragung, die Anerkennung und 
die Entwertung von Herkunftsnachweisen für Gas 
oder Herkunftsnachweisen für Wärme oder Kälte 
erfolgt, 

 

5. „Kontoinhaber“ ein Händler, Anlagenbetreiber, 
Gasversorgungsunternehmen oder Wärmeversor-
gungsunternehmen, für den oder für das die Re-
gisterverwaltung ein Konto im Herkunftsnach-
weisregister für Gas oder im Herkunftsnachweis-
register für Wärme oder Kälte eröffnet hat, 

 

6. „Nutzer“ eine natürliche Person, die von einem 
Kontoinhaber oder von einem Dienstleister be-
vollmächtigt ist, im Herkunftsnachweisregister 
für Gas oder im Herkunftsnachweisregister für 
Wärme oder Kälte für den Vollmachtgeber Hand-
lungen gegenüber der Registerverwaltung vorzu-
nehmen, 

 

7. „Postfach“ eine dem Registerteilnehmer zugeord-
nete Einrichtung innerhalb des Herkunftsnach-
weisregisters für Gas oder innerhalb des Her-
kunftsnachweisregisters für Wärme oder Kälte, 
die von der Registerverwaltung für den Empfang 
von elektronischen Dokumenten und Nachrichten 
sowie für die Bekanntgabe von Entscheidungen 
bereitgestellt wird, 

 

8. „Registerteilnehmer“ ein Kontoinhaber, ein re-
gistrierter Dienstleister, ein qualifizierter und un-
abhängiger Gutachter und Gutachterorganisatio-
nen sowie Betreiber von Gas-, Wasserstoff-, 
Wärme- oder Kältenetzen. 
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Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses  

A b s c h n i t t  2  A b s c h n i t t  2  

H e r k u n f t s n a c h w e i s r e g i s t e r  u n v e r ä n d e r t  

§ 3 

 

Zuständige Behörde  

Das Umweltbundesamt ist die zuständige Be-
hörde im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 7 Buchstabe 
a erste Variante des Herkunftsnachweisregistergeset-
zes. Es errichtet und betreibt 

 

1. das Herkunftsnachweisregister für Gas sowie  

2. das Herkunftsnachweisregister für Wärme oder 
Kälte. 

 

§ 4 

 

Elektronisches System  

Das Umweltbundesamt führt die Herkunftsnach-
weisregister nach § 3 als elektronische Datenbank, in 
der die Ausstellung von Herkunftsnachweisen für Gas 
und die Ausstellung von Herkunftsnachweisen für 
Wärme oder Kälte sowie die Übertragung oder die Ent-
wertung inländischer Herkunftsnachweise und auslän-
discher Herkunftsnachweise registriert werden. 

 

§ 5 

 

Gemeinsame Datenbank  

(1) Das Umweltbundesamt darf das Herkunfts-
nachweisregister für Gas, das Herkunftsnachweisregis-
ter für Wärme oder Kälte sowie das Herkunftsnach-
weisregister nach § 79 des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes in derselben elektronischen Datenbank betrei-
ben. Innerhalb dieser Datenbank müssen die in Satz 1 
genannten Herkunftsnachweisregister jedoch getrennt 
voneinander betrieben werden. 

 

(2) Das Umweltbundesamt darf das Herkunfts-
nachweisregister für Gas mit dem zentralen Register 
für erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs 
nach § 44 Absatz 1 der Verordnung zur Anrechnung 
von strombasierten Kraftstoffen und mitverarbeiteten 
biogenen Ölen auf die Treibhausgasquote vom 15. Mai 
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Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses  

2017 (BGBl. I S. 1195), die durch Artikel […] der Ver-
ordnung vom … [einsetzen: Datum und Fundstelle der 
Verordnung zur Neufassung der Siebenunddreißigsten 
Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes] geändert worden ist, in derselben 
elektronischen Datenbank betreiben, sofern gewähr-
leistet ist, dass der Herkunftsnachweis für Gas sowie 
der Nachweis nach § 16 der Verordnung zur Anrech-
nung von strombasierten Kraftstoffen und mitverarbei-
teten biogenen Ölen auf die Treibhausgasquote jeweils 
als eigenständige Nachweisinstrumente genutzt wer-
den können. Innerhalb der Datenbank müssen die bei-
den Register getrennt voneinander betrieben werden. 

§ 6 

 

Rechts- und Fachaufsicht über die zuständige 
Behörde 

 

Bei der Durchführung dieser Verordnung unter-
liegt das Umweltbundesamt der Rechts- und Fachauf-
sicht durch das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz. 

 

A b s c h n i t t  3  A b s c h n i t t  3  

K o n t o  u n v e r ä n d e r t  

§ 7 

 

Konto  

(1) Voraussetzung für die Registrierung einer 
Erzeugungsanlage für Gas oder thermische Energie so-
wie für die Ausstellung, Inhaberschaft, Anerkennung, 
Übertragung, Verwendung oder Entwertung eines Her-
kunftsnachweises für Gas oder eines Herkunftsnach-
weises für Wärme oder Kälte ist ein Konto im jeweili-
gen Herkunftsnachweisregister nach § 3. 

 

(2) Jede natürliche und jede juristische Person 
und jede Personengesellschaft erhält auf Antrag beim 
Umweltbundesamt ein Konto in einem Herkunftsnach-
weisregister. 

 

(3) Das Umweltbundesamt sperrt oder schließt 
auf Antrag des Kontoinhabers dessen Konto. Ist das Er-
reichen der Zwecke des Herkunftsnachweisregisters 
für Gas oder des Herkunftsnachweisregisters für 
Wärme oder Kälte gefährdet, so kann das Umweltbun-
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desamt ein Konto vorläufig sperren oder schließen so-
wie einen Kontoinhaber vorläufig oder dauerhaft von 
der weiteren Nutzung des jeweiligen Herkunftsnach-
weisregisters nach § 3 ausschließen. Die vorläufige 
Sperrung eines Kontos ist aufzuheben, wenn der Grund 
für die Sperrung nicht mehr besteht. 

§ 8 

 

Kommunikationssystem  

(1) Das Umweltbundesamt stellt ein Kommuni-
kationssystem sowie ein Postfach innerhalb des Kom-
munikationssystems zur Führung eines Kontos zur 
Verfügung.  

 

(2) Registerteilnehmer sind verpflichtet, für die 
Kommunikation mit dem Umweltbundesamt einen Zu-
gang zu diesem Kommunikationssystem zu eröffnen 
und den Zugang zu nutzen, insbesondere für die Stel-
lung von Anträgen, die Abgabe von Erklärungen sowie 
die Übermittlung von Daten und Dokumenten. 

 

§ 9 

 

Kontoeröffnung und -führung  

(1) Im Antrag auf Kontoeröffnung sind folgende 
Daten an das Umweltbundesamt zu übermitteln: 

 

1. wenn der Antragsteller eine natürliche Person ist,   

a) sein Vorname und sein Nachname,   

b) seine Wohnanschrift bestehend aus Straße, 
Hausnummer, Postleitzahl, Ort und Staat un-
ter Angabe von Landkreis und Bundesland,  

 

c) seine Telefonnummer,  

d) seine E-Mail-Adresse und  

e) die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
oder die Wirtschafts-Identifikationsnummer, 
soweit eine solche vergeben ist;  

 

2. wenn der Antragsteller eine juristische Person 
oder rechtsfähige Personengesellschaft ist,  

 

a) sein Name oder die Firma,   

b) sein Sitz,   

c) seine Telefonnummer,   

d) seine E-Mail-Adresse,   
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e) die Angabe der gesetzlichen Vertreter und, 
sofern der Antragsteller im Handels-, Genos-
senschafts-, Partnerschafts- oder Vereinsre-
gister oder in einem ähnlichen Register ein-
getragen ist, die Registernummer sowie die 
Angabe, bei welcher Stelle das Register ge-
führt wird, und  

 

f) die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
oder die Wirtschafts-Identifikationsnummer, 
soweit eine solche vergeben ist.  

 

(2) Ein Kontoinhaber kann einen Dienstleister 
beauftragen, ein bestehendes Konto zu führen. 

 

(3) Ein Umweltgutachter oder eine Umweltgut-
achterorganisation muss sich vor Beginn seiner oder ih-
rer Tätigkeit im Zusammenhang mit dieser Verordnung 
im jeweiligen Herkunftsnachweisregister registrieren 
lassen, damit die für die Ausführung der Tätigkeit er-
forderlichen Daten und Nachweise übermittelt werden 
können. 

 

A b s c h n i t t  4  A b s c h n i t t  4  

R e g i s t r i e r u n g  v o n  A n l a g e n  R e g i s t r i e r u n g  v o n  A n l a g e n  

§ 10 § 10 

Grundsätze der Anlagenregistrierung u n v e r ä n d e r t  

Auf Antrag des Anlagenbetreibers registriert das 
Umweltbundesamt jede Anlage zur Erzeugung von 
Gas in dem Herkunftsnachweisregister für Gas oder 
jede Anlage zur Erzeugung von thermischer Energie in 
dem Herkunftsnachweisregister für Wärme oder Kälte 
und weist die jeweilige Anlage dem Konto des Anla-
genbetreibers zu. 

 

§ 11 § 11 

Antrag auf Registrierung Antrag auf Registrierung 

(1) Im Antrag auf Registrierung einer Anlage 
muss der Anlagenbetreiber dem Umweltbundesamt 
folgende Angaben übermitteln: 

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. den Standort der Anlage,  

2. den Typ der Anlage,  
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3. die Leistung der Anlage, wobei bei einer Anlage 
zur Erzeugung thermischer Energie die installierte 
thermische Nennleistung anzugeben ist, 

 

4. den Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Anlage,  

5. die Bezeichnung der Anlage einschließlich ver-
bundener Anlagenteile, 

 

6. Daten, die zum Nachweis der Erfüllung der An-
forderungen der relevanten technischen Vorgaben 
des Unionsrechts unabdingbar sind, sowie 

 

7. sofern vorhanden, die Nummer nach § 8 Absatz 2 
der Marktstammdatenregisterverordnung vom 10. 
April 2017 (BGBl. I S. 842), die zuletzt durch Ar-
tikel 10 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I 
S. 1237) geändert worden ist. 

 

(2) Im Antrag auf Registrierung einer Anlage 
zur Erzeugung von Gas muss der Anlagenbetreiber 
dem Umweltbundesamt zusätzlich die folgenden An-
gaben übermitteln: 

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. bei einer Anlage mit Netzanschluss an ein Gasver-
sorgungsnetz oder an ein Wasserstoffnetz 

 

a) die Nummer der Messeinrichtung oder der 
Messstelle am Netzverknüpfungspunkt so-
wie  

 

b) die Bezeichnung und den Ort der Zähl-
punkte, über die das in der Anlage erzeugte 
Gas bei der Einspeisung in das Gas- oder 
Wasserstoffnetz zähltechnisch erfasst wird; 

 

2. bei einer Anlage ohne Netzanschluss an ein Gas-
versorgungsnetz oder an ein Wasserstoffnetz  

 

a) die Nummer der Messeinrichtung oder der 
Messstelle am Übergabepunkt sowie  

 

b) den Ort des Übergabepunkts, über den das in 
der Anlage erzeugte Gas beim Inverkehr-
bringen über ein nicht leitungsgebundenes 
Transportsystem zähltechnisch erfasst wird. 

 

(3) Im Antrag auf Registrierung einer Anlage 
zur Erzeugung thermischer Energie muss der Anlagen-
betreiber zusätzlich zu den Angaben des Absatzes 1 die 
folgenden Angaben übermitteln: 

(3) Im Antrag auf Registrierung einer Anlage 
zur Erzeugung thermischer Energie muss der Anlagen-
betreiber zusätzlich zu den Angaben des Absatzes 1 die 
folgenden Angaben übermitteln: 

1. Angaben zur Herstellungsweise der thermischen 
Energie und zu den eingesetzten Energieträgern 
sowie das Fernwärme- oder Fernkältenetz, in das 
die Anlage für thermische Energie einspeist, 

1. Angaben zur Herstellungsweise der thermischen 
Energie und zu den eingesetzten Energieträgern 
sowie das Fernwärme- oder Fernkältenetz, in das 
die Anlage für thermische Energie einspeist, so-
wie 
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2. sofern vorhanden, die Nummer der Messeinrich-
tung oder der Messstelle am Netzverknüpfungs-
punkt sowie  

2. entfällt 

3. die Bezeichnung und den jeweiligen Ort der Zähl-
punkte, über die die thermische Energie bei der 
Einspeisung in das Fernwärme- oder Fernkälte-
netz zähltechnisch erfasst wird. 

2. u n v e r ä n d e r t  

(4) Der Anlagenbetreiber kann anstelle der 
Übermittlung von Angaben nach den Absätzen 1 bis 3 
das Umweltbundesamt und den Betreiber einer Daten-
bank oder eines Registers nach § 39 Absatz 2 zum Aus-
tausch dieser Angaben zum Zwecke der Anlagenregist-
rierung in einem Herkunftsnachweisregister nach § 3 
ermächtigen. Für den nach Satz 1 Übermittelnden ist 
§ 39 Absatz 4 Satz 2 bis 4 anzuwenden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 12 § 12 

Prüfung des Antrags u n v e r ä n d e r t  

(1) Das Umweltbundesamt prüft die Plausibilität 
der übermittelten Daten und kann zu diesem Zwecke 
vom Anlagenbetreiber Erläuterungen zu den übermit-
telten Daten oder die Vorlage weiterer Unterlagen ver-
langen. Bei der Entscheidung über die Anforderung 
von Erläuterungen ist der Aufwand für Anlagen zur Er-
zeugung von Gas oder von thermischer Energie mit ei-
ner installierten Leistung von weniger als 50 Kilowatt 
zu berücksichtigen. 

 

(2) Bei begründeten Zweifeln kann das Umwelt-
bundesamt im Einzelfall die Bestätigung der übermit-
telten Daten durch einen qualifizierten und unabhängi-
gen Gutachter verlangen. Die Bestätigung der übermit-
telten Daten kann auch durch eine fachkundige interne 
Person des Anlagenbetreibers erfolgen, die als Ener-
giemanagementbeauftragte nach DIN EN ISO 50001, 
Ausgabe Dezember 20182, oder als Umweltmanage-
mentbeauftragte nach der Verordnung (EG) 
Nr. 1221/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 25. November 2009 über die freiwillige 
Teilnahme von Organisationen an einem Gemein-
schaftssystem für Umweltmanagement und Umweltbe-
triebsprüfung und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 761/2001, sowie der Beschlüsse der Kommis-
sion 2001/681/EG und 2006/193/EG (ABl. L 342 vom 
22.12.2009, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung zer-
tifiziert ist.  

 

                                                        
2 Die Norm ist bei der Beuth Verlag GmbH, Berlin, erschienen und bei der Deutschen Nationalbibliothek archivmäßig gesichert niedergelegt. 
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(3) Abweichend von Absatz 1 kann das Um-
weltbundesamt entscheiden, die Registrierung einer 
Anlage zur Erzeugung thermischer Energie erst nach 
Vorlage geeigneter Unterlagen vorzunehmen, durch 
die die Richtigkeit der übermittelten Daten bestätigt 
wird. Das Umweltbundesamt kann Anlagentypen be-
stimmen, bei denen die Richtigkeit der vorgelegten Do-
kumente durch einen Gutachter bestätigt werden muss 
oder die Bestätigung der Richtigkeit der übermittelten 
Daten durch eine fachkundige interne Person nach 
Absatz 2 Satz 2 ausreichend ist. 

 

(4) Die vom Umweltbundesamt angeforderten 
Erläuterungen und Unterlagen oder Bestätigungen 
nach den Absätzen 1 bis 3 sind unverzüglich nach der 
Anforderung zu übermitteln. Das Umweltbundesamt 
soll über die Registrierung der Anlage binnen eines 
Monats nach Eingang der vollständigen Antragsunter-
lagen entscheiden. 

 

§ 13 § 13 

Anlagenkennnummer u n v e r ä n d e r t  

Das Umweltbundesamt vergibt nach der Regist-
rierung eine Anlagenkennnummer für die registrierte 
Anlage. 

 

A b s c h n i t t  5  A b s c h n i t t  5  

H e r k u n f t s n a c h w e i s e  H e r k u n f t s n a c h w e i s e  

Unterabschnitt 1 Unterabschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften Allgemeine Vorschriften 

§ 14 § 14 

Ausstellung und Form eines Herkunftsnachweises u n v e r ä n d e r t  

(1) Das Umweltbundesamt stellt einen Her-
kunftsnachweis für Gas jeweils für eine an Letztver-
braucher gelieferte Gasmenge von 1 Megawattstunde 
und einen Herkunftsnachweis für Wärme oder Kälte 
für jeweils 1 Megawattstunde thermischer Energie aus, 
die seit dem Beginn desjenigen Kalendermonats er-
zeugt und geliefert worden ist, in dem die Anlage im 
jeweiligen Herkunftsnachweisregister nach § 3 Satz 2 
registriert wurde, und verbucht ihn auf das Konto des 
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Anlagenbetreibers, dem die Anlage zuzuordnen ist. 
Auf die Ausstellung eines Herkunftsnachweises für 
Gas sind die ergänzenden Anforderungen des § 23 und 
auf die Ausstellung eines Herkunftsnachweises für 
Wärme oder Kälte die ergänzenden Anforderungen der 
§§ 28 bis 30 anzuwenden. 

(2) Die Ausstellung eines Herkunftsnachweises 
für Gas oder eines Herkunftsnachweises für Wärme 
oder Kälte erfolgt in elektronischer Form und muss den 
relevanten technischen Vorgaben des Unionsrechts 
entsprechen. Das Umweltbundesamt vergibt für den je-
weiligen Herkunftsnachweis bei der Ausstellung eine 
Nachweiskennnummer. 

 

(3) Das Umweltbundesamt ist berechtigt, Fehler 
in einem ausgestellten Herkunftsnachweis zu korrigie-
ren. Der von einer Korrektur betroffene Registerteil-
nehmer wird darüber informiert. 

 

§ 15 § 15 

Antrag auf Ausstellung u n v e r ä n d e r t  

(1) Die Ausstellung eines Herkunftsnachweises 
für Gas oder eines Herkunftsnachweises für Wärme 
oder Kälte setzt einen Antrag des Anlagenbetreibers 
voraus. Es ist untersagt, einen Herkunftsnachweis für 
Gas oder einen Herkunftsnachweis für Wärme oder 
Kälte für Energiemengen zu beantragen, 

 

1. für die bereits ein inländischer Herkunftsnachweis 
nach § 14 Absatz 1 Satz 1 oder ein ausländischer 
Herkunftsnachweis im Sinne des § 19 Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2 ausgestellt worden ist oder 

 

2. die vor dem Kalendermonat der vollständigen An-
lagenregistrierung nach § 12 Absatz 4 Satz 2 er-
zeugt worden sind. 

 

(2) Auf Antrag des Anlagenbetreibers registriert 
das Umweltbundesamt das massenbilanzierte Verfah-
ren im Herkunftsnachweisregister für Gas oder im Her-
kunftsnachweisregister für Wärme oder Kälte, in dem 
die nachgewiesene Energiemenge erfasst wird. 

 

(3) Im Antrag auf Ausstellung muss der Anla-
genbetreiber dem Umweltbundesamt folgende Anga-
ben übermitteln: 

 

1. die erzeugte Energiemenge,  

2. die eingespeiste Energiemenge,  

3. die Angabe, ob für die Energieeinheit bereits   
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a) ein Herkunftsnachweis für Gas oder ein Her-
kunftsnachweis für Wärme oder Kälte oder 
ein sonstiger Nachweis der Kennzeichnung 
ausgestellt wurde oder  

 

b) ein sonstiger Nachweis ausgestellt wurde, 
der der Kennzeichnung oder einem anderen 
Verfahren zum Ausweis einer Energieliefe-
rung im Inland oder Ausland dient, 

 

c) eine Erfassung in einem massenbilanzierten 
Verfahren erfolgt ist, 

 

4. die Herstellungsweise der Energie,  

5. die Energiequelle oder der Energieträger, der zur 
Erzeugung genutzt wurde, 

 

6. den Beginn und das Ende der Erzeugung der Ener-
gieeinheit, für die der Herkunftsnachweis ausge-
stellt wird, 

 

7. die Angaben nach § 11 Absatz 1 und die von dem 
Umweltbundesamt vergebene Anlagenkennnum-
mer sowie 

 

8. die Angabe, ob und in welcher Weise  

a) für die Anlage Investitionsbeihilfen geleistet 
wurden, 

 

b) für die Erzeugung von Energie aus der An-
lage Betriebsbeihilfen geleistet wurden, 

 

c) die Erzeugung der Energieeinheit in sonsti-
ger Weise gefördert wurde. 

 

(4) Bei einem Antrag auf Ausstellung eines Her-
kunftsnachweises für Gas sind zusätzlich zu den Anga-
ben der Absätze 1 und 3 folgende Angaben zu übermit-
teln: 

 

1. die Art des Inverkehrbringens des Gases,  

2. die Bezeichnung und die Herstellungsweise des 
Gases und 

 

3. der Energieträger oder das Substrat, aus dem das 
Gas erzeugt oder der zur Herstellung des Gases 
umgewandelt worden ist. 

 

(5) Bei einem Antrag auf Ausstellung eines Her-
kunftsnachweises für Wärme oder Kälte sind zusätz-
lich zu den Angaben der Absätze 1 und 3 die folgenden 
Angaben zu übermitteln: 

 

1. die Art der thermischen Energie,   
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2. die Angabe, ob die thermische Energie selbst ge-
nutzt und nicht an einen Kunden oder Letztver-
braucher geliefert wurde. 

 

(6) Bei einem Antrag auf Ausstellung eines Her-
kunftsnachweises für Gas oder eines Herkunftsnach-
weises für Wärme oder Kälte für die Energie aus oder 
auf Basis von Biomasse sind zusätzlich zu den Anga-
ben der Absätze 1 und 3 die folgenden Angaben zu 
übermitteln: 

 

1. die Art der eingesetzten Biomasse,  

2. die Angabe, ob die Nachhaltigkeitsvoraussetzun-
gen nach Teil 2 der Biomassestrom-Nachhaltig-
keitsverordnung vom 2. Dezember 2021 (BGBl. I 
S. 5126), die zuletzt durch Artikel 1 der Verord-
nung vom 13. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2286) 
geändert worden ist, in Bezug auf die eingesetzten 
Brennstoffe und Anlagen erfüllt sind, oder 

 

3. die Angabe, ob die Nachhaltigkeitsvoraussetzun-
gen nach Teil 2 der Biokraftstoff-Nachhaltigkeits-
verordnung vom 2. Dezember 2021 (BGBl. I 
S. 5126, 5143) in Bezug auf die eingesetzten 
Brennstoffe erfüllt sind. 

 

(7) Sofern der Herkunftsnachweis zusätzliche 
Angaben nach den §§ 18, 26 oder 33 enthalten soll, 
übermittelt der Anlagenbetreiber die dafür erforderli-
chen Daten und Nachweise.  

 

§ 16 § 16 

Ausstellung eines Herkunftsnachweises für 
strombasiertes Gas oder strombasierte thermische 

Energie 

Ausstellung eines Herkunftsnachweises für 
strombasiertes Gas oder strombasierte thermische 

Energie 

(1) Das Umweltbundesamt stellt einen Her-
kunftsnachweis für Gas für strombasiertes Gas aus er-
neuerbaren Energien oder einen Herkunftsnachweis für 
Wärme oder Kälte für strombasierte thermische Ener-
gie aus erneuerbaren Energien aus, wenn zur Erzeu-
gung des Gases oder der thermischen Energie Strom 
aus erneuerbaren Energien genutzt wurde. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Im Sinne des Absatzes 1 ist Strom dann als 
aus erneuerbarer Energie erzeugt anzusehen, wenn 

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. Herkunftsnachweise nach § 79 Absatz 1 Num-
mer 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes für den 
zur Energieerzeugung verbrauchten Strom ent-
wertet wurden,  

 



 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 21 – Drucksache 20/10995 
 
 

Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses  

2. die Voraussetzungen des § 4 der Verordnung zur 
Anrechnung von strombasierten Kraftstoffen und 
mitverarbeiteten biogenen Ölen auf die Treib-
hausgasquote erfüllt sind, 

 

3. die Voraussetzungen des § 5 der Verordnung zur 
Anrechnung von strombasierten Kraftstoffen und 
mitverarbeiteten biogenen Ölen auf die Treib-
hausgasquote erfüllt sind oder  

 

4. die Voraussetzungen des § 9 der Verordnung zur 
Anrechnung von strombasierten Kraftstoffen und 
mitverarbeiteten biogenen Ölen auf die Treib-
hausgasquote erfüllt sind. 

 

(3) Im Antrag auf Ausstellung eines Herkunfts-
nachweises für Gas, der für strombasiertes Gas ausge-
stellt wird, oder eines Herkunftsnachweises für Wärme 
oder Kälte, der für strombasierte thermische Energie 
ausgestellt wird, muss der Anlagenbetreiber dem Um-
weltbundesamt zusätzlich zu den Angaben nach § 15 
die folgenden Angaben übermitteln: 

(3) Im Antrag auf Ausstellung eines Herkunfts-
nachweises für Gas, der für strombasiertes Gas ausge-
stellt wird, oder eines Herkunftsnachweises für Wärme 
oder Kälte, der für strombasierte thermische Energie 
ausgestellt wird, muss der Anlagenbetreiber dem Um-
weltbundesamt zusätzlich zu den Angaben nach § 15 
die Angabe übermitteln, ob für die Erzeugung Her-
kunftsnachweise nach § 79 Absatz 1 Nummer 3 des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes entwertet wurden. 

1. die Angabe, ob für die Erzeugung Herkunftsnach-
weise nach § 79 Absatz 1 Nummer 3 des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes entwertet wurden, 

1. entfällt 

2. die Angabe, ob und in welcher Weise der Betrei-
ber der Anlage, in der der eingesetzte Strom er-
zeugt wurde, Investitionsförderung erhalten hat, 

2. entfällt 

3. die Angabe, ob und in welcher Weise der Betrei-
ber der Anlage, in der der eingesetzte Strom er-
zeugt wurde, Betriebsbeihilfen erhalten hat, und 

3. entfällt 

4. die Angabe, ob die Erzeugung des Stroms in sons-
tiger Weise gefördert wurde. 

4. entfällt 

(4) Im Antrag auf Ausstellung eines Herkunfts-
nachweises für Gas, der für strombasiertes Gas ausge-
stellt wird, muss der Anlagenbetreiber dem Umwelt-
bundesamt zusätzlich zu den Angaben nach § 15 und 
nach Absatz 3 die Angabe übermitteln, ob die Voraus-
setzungen des Teils 2 der Verordnung zur Anrechnung 
von strombasierten Kraftstoffen und mitverarbeiteten 
biogenen Ölen auf die Treibhausgasquote erfüllt sind. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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§ 17 § 17 

Mindestangaben in Herkunftsnachweisen u n v e r ä n d e r t  

(1) Ein Herkunftsnachweis für Gas oder ein Her-
kunftsnachweis für Wärme oder Kälte muss folgende 
Angaben enthalten: 

 

1. die Bezeichnung als Herkunftsnachweis für Gas 
oder als Herkunftsnachweis für Wärme oder Kälte 
unter Nennung der Form der thermischen Energie, 

 

2. die zur Erzeugung der Energieeinheit eingesetzten 
Energiequellen, 

 

3. das Datum der Ausstellung und den ausstellenden 
Staat, 

 

4. die Nachweiskennnummer sowie  

5. die Angaben nach § 15 Absatz 3 Nummer 4 bis 8.  

(2) Ein Herkunftsnachweis für Gas oder ein Her-
kunftsnachweis für Wärme oder Kälte muss zusätzlich 
die Angaben nach § 15 Absatz 6 enthalten, wenn die 
Energie aus oder auf Basis von Biomasse erzeugt 
wurde. 

 

(3) Ein Herkunftsnachweis für Gas, der für 
strombasiertes Gas ausgestellt ist, oder ein Herkunfts-
nachweis für Wärme oder Kälte, der für strombasierte 
thermische Energie ausgestellt ist, muss zusätzlich die 
Angaben nach § 16 Absatz 3 enthalten. 

 

§ 18 § 18 

Zusätzliche Angaben in Herkunftsnachweisen u n v e r ä n d e r t  

(1) Ein Herkunftsnachweis für Gas, der für 
strombasiertes Gas ausgestellt ist, oder ein Herkunfts-
nachweis für Wärme oder Kälte, der für strombasierte 
thermische Energie ausgestellt ist, enthält auf Antrag 
des Anlagenbetreibers folgende zusätzliche Angaben, 
sofern für die Energieerzeugung Herkunftsnachweise 
nach § 79 Absatz 1 Nummer 3 des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes in entsprechendem Umfang entwertet 
wurden: 

 

1. den Standort, die installierte Leistung und das Da-
tum der Inbetriebnahme der Stromerzeugungsan-
lage sowie  

 

2. weitere Informationen, die in den entwerteten 
Herkunftsnachweisen nach § 79 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes enthalten sind. 
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(2) Ein Herkunftsnachweis für Gas oder ein Her-
kunftsnachweis für Wärme oder Kälte enthält auf An-
trag des Anlagenbetreibers zusätzlich die Angabe der 
bei der Erzeugung der Energieeinheit entstandenen 
Treibhausgasemissionen. 

 

§ 19 § 19 

Anerkennung ausländischer Herkunftsnachweise u n v e r ä n d e r t  

(1) Das Umweltbundesamt erkennt auf Antrag 
eines Kontoinhabers einen Herkunftsnachweis für Gas 
oder einen Herkunftsnachweis für Wärme oder Kälte 
hinsichtlich der in Artikel 19 Absatz 7 Buchstabe a bis 
f der Richtlinie (EU) 2018/2001 genannten Angaben 
an, wenn der Herkunftsnachweis von einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union erstellt worden 
ist. Das Umweltbundesamt kann auf Antrag eines Kon-
toinhabers zusätzliche Angaben eines Herkunftsnach-
weises anerkennen, sofern sie als Angaben in einem 
Herkunftsnachweis nach dieser Verordnung vorgese-
hen sind. 

 

(2) Das Umweltbundesamt erkennt einen von ei-
nem Drittstaat ausgestellten Herkunftsnachweis für 
Gas oder einen Herkunftsnachweis für Wärme oder 
Kälte an, wenn  

 

1. die Europäische Union mit diesem Drittstaat ein 
Abkommen über die gegenseitige Anerkennung 
von in der Europäischen Union ausgestellten Her-
kunftsnachweisen und in diesem Drittstaat einge-
richteten kompatiblen Herkunftsnachweissyste-
men geschlossen hat und  

 

2. Energie direkt ein- oder ausgeführt wird.   

Das Umweltbundesamt kann auf Antrag eines Konto-
inhabers zusätzliche Angaben eines Herkunftsnach-
weises anerkennen. 

 

(3) Die Anerkennung nach Absatz 1 oder Ab-
satz 2 kann verweigert werden, wenn begründete Zwei-
fel an der Richtigkeit, der Zuverlässigkeit oder der 
Wahrhaftigkeit des ausländischen Herkunftsnachwei-
ses bestehen. Das Umweltbundesamt kann im Falle des 
Satzes 1 zusätzliche Erläuterungen oder die Vorlage 
weiterer Unterlagen verlangen.  
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§ 20 § 20 

Übertragung u n v e r ä n d e r t  

(1) Das Umweltbundesamt überträgt auf Antrag 
des Kontoinhabers einen Herkunftsnachweis für Gas 
oder einen Herkunftsnachweis für Wärme oder Kälte 
auf das Konto eines anderen Kontoinhabers, wenn 

 

1. seit der Erzeugung der dem Herkunftsnachweis 
für Gas oder dem Herkunftsnachweis für Wärme 
oder Kälte zugrunde liegenden Energiemenge 
nicht mehr als zwölf Kalendermonate vergangen 
sind und  

 

2. durch die Übertragung des Herkunftsnachweises 
die Sicherheit, die Richtigkeit und die Zuverläs-
sigkeit des Herkunftsnachweisregisters nicht ge-
fährdet werden. 

 

(2) Es ist untersagt, die Übertragung eines Her-
kunftsnachweises für Gas oder eines Herkunftsnach-
weises für Wärme oder Kälte zu beantragen, wenn  

 

1. die Voraussetzungen des § 15 Absatz 1 Satz 2 er-
füllt sind oder 

 

2. die Übertragung im Falle des § 15 Absatz 2 im 
Widerspruch zu dem Antrag auf die Registrierung 
der nachgewiesenen Energiemenge in einem mas-
senbilanzierten Verfahren stünde. 

 

§ 21 § 21 

Verwendung, Entwertung und Erklärung des 
Verfalls  

u n v e r ä n d e r t  

(1) Ein Herkunftsnachweis für Gas darf zur 
Kennzeichnung der Lieferung von Gas an einen Letzt-
verbraucher und ein Herkunftsnachweis für Wärme 
oder Kälte darf zur Kennzeichnung der Lieferung von 
thermischer Energie an einen Endkunden verwendet 
werden, wenn  

 

1. der Kontoinhaber die Entwertung des auf seinem 
Konto befindlichen Herkunftsnachweises für Gas 
oder des auf seinem Konto befindlichen Her-
kunftsnachweises für Wärme oder Kälte beim 
Umweltbundesamt beantragt hat und  

 

2. das Umweltbundesamt dem Antrag stattgegeben 
hat. 
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(2) Es ist untersagt, die Entwertung eines Her-
kunftsnachweises für Gas oder eines Herkunftsnach-
weises für Wärme oder Kälte zu beantragen, wenn die 
Entwertung im Falle des § 15 Absatz 2 im Widerspruch 
zu dem Antrag auf die Registrierung der nachgewiese-
nen Energiemenge in einem massenbilanzierten Ver-
fahren stünde. 

 

(3) Das Umweltbundesamt erklärt einen Her-
kunftsnachweis für Gas oder einen Herkunftsnachweis 
für Wärme oder Kälte für verfallen, wenn seit der Er-
zeugung der dem Herkunftsnachweis zugrunde liegen-
den Energiemenge mehr als 18 Kalendermonate ver-
gangen sind. Bis zum Ablauf von 18 Kalendermonaten 
ist eine Entwertung zulässig. Nach diesem Zeitpunkt 
darf ein Herkunftsnachweis für Gas und ein Herkunfts-
nachweis für Wärme oder Kälte nicht mehr übertragen 
oder entwertet werden. 

 

§ 22 § 22 

Löschung u n v e r ä n d e r t  

(1) Das Umweltbundesamt löscht einen Her-
kunftsnachweis für Gas oder einen Herkunftsnachweis 
für Wärme oder Kälte in den folgenden Fällen: 

 

1. auf Antrag des Kontoinhabers, auf dessen Konto 
der Herkunftsnachweis verbucht ist, 

 

2. unverzüglich nach einer Entwertung nach § 21 
Absatz 1 und automatisiert nach einem Verfall 
nach § 21 Absatz 3, 

 

3. wenn der Herkunftsnachweis einen besonders 
schwerwiegenden und offensichtlichen Fehler hat 
oder 

 

4. sobald der Herkunftsnachweis zur Führung der 
Herkunftsnachweisregister nach § 3 nicht mehr 
erforderlich ist. 

 

(2) Die Verwendung eines gelöschten Her-
kunftsnachweises für Gas oder eines gelöschten Her-
kunftsnachweises für Wärme oder Kälte ist untersagt. 
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Unterabschnitt 2 Unterabschnitt 2 

Besondere Anforderungen an die Ausstellung und 
Entwertung von Herkunftsnachweisen für Gas 

u n v e r ä n d e r t  

§ 23 

 

Ausstellung von Herkunftsnachweisen für Gas  

(1) Das Umweltbundesamt stellt auf Antrag des 
Anlagenbetreibers einen Herkunftsnachweis für Gas 
nach § 14 Absatz 1 aus für solches Gas, das seit dem 
Beginn desjenigen Kalendermonats an Letztverbrau-
cher geliefert worden ist, in dem die Anlage im Her-
kunftsnachweisregister nach § 3 Satz 2 registriert 
wurde, und das 

 

1. aus oder auf Basis von erneuerbarer Energie er-
zeugt wurde oder  

 

2. die Anforderungen an kohlenstoffarmes Gas nach 
§ 2 Nummer 10 des Herkunftsnachweisregister-
gesetzes erfüllt. 

 

Das Umweltbundesamt stellt nach Satz 1 Nummer 2 
einen Herkunftsnachweis für Gas für kohlenstoffarmen 
Wasserstoff in Form von blauem Wasserstoff nach § 3 
Absatz 1 Nummer 4 des Wärmeplanungsgesetzes vom 
20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394), orangem 
Wasserstoff nach § 3 Absatz 1 Nummer 8 des Wärme-
planungsgesetzes oder türkisem Wasserstoff nach § 3 
Absatz 1 Nummer 12 des Wärmeplanungsgesetzes 
aus. 

 

(2) Sofern ein Herkunftsnachweis für Gas zur 
Vermarktung verwendet wird und für die dem ver-
markteten Gas zugrunde liegende Anlage Investitions-
beihilfen oder sonstige Förderung für die Erzeugung 
des Gases nach Artikel 2 Nummer 5 der Richtlinie 
(EU) 2018/2001 geleistet werden, ist der Marktwert 
dieser Herkunftsnachweise bei der Berechnung der fi-
nanziellen Förderung zu berücksichtigen. Der Anla-
genbetreiber muss die Absicht zur Vermarktung bei der 
für die Förderung zuständigen Stelle unverzüglich nach 
Antragstellung anzeigen. 
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§ 24 

 

Unterscheidbarkeit  

Das Umweltbundesamt stellt sicher, dass ein Her-
kunftsnachweis für Gas, der für kohlenstoffarmes Gas 
ausgestellt ist, klar zu unterscheiden ist von einem Her-
kunftsnachweis für Gas, der für Gas aus oder auf Basis 
von erneuerbarer Energie ausgestellt ist. 

 

§ 25 

 

Zusätzliche Mindestangaben im 
Herkunftsnachweis für Gas 

 

(1) Ein Herkunftsnachweis für Gas muss zusätz-
lich zu den Angaben nach § 17 die Angaben nach § 15 
Absatz 4 und § 16 Absatz 4 enthalten. 

 

(2) Ein Herkunftsnachweis für Gas für solches 
Gas, das unter Hinzufügung von Kohlenstoff erzeugt 
wurde, muss die Angabe enthalten, ob die Vorausset-
zungen hinsichtlich des in der chemischen Zusammen-
setzung des im Gas enthaltenen Kohlenstoffs nach Teil 
A Nummer 10 des Anhangs zu der Delegierten Verord-
nung (EU) 2023/1185 der Kommission vom 10. Feb-
ruar 2023 zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 
2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch Festlegung eines Mindestschwellenwertes für 
die Treibhausgaseinsparungen durch wiederverwertete 
kohlenstoffhaltige Kraftstoffe und einer Methode zur 
Ermittlung der Treibhausgaseinsparungen durch flüs-
sige oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe nicht bi-
ogenen Ursprungs für den Verkehr sowie durch wie-
derverwertete kohlenstoffhaltige Kraftstoffe (ABl. L 
157 vom 20.6.2023, S. 20) in der jeweils geltenden 
Fassung erfüllt sind. 

 

§ 26 

 

Zusätzliche Angaben im Herkunftsnachweis für 
Gas 

 

Ein Herkunftsnachweis für Gas enthält auf Antrag 
des Anlagenbetreibers zusätzliche Angaben zur Ar-
beitszahl für das erzeugte Gas. 
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§ 27 

 

Entwertung bei netzgebundenem Gasverbrauch  

(1) Bei der Lieferung von Wasserstoff aus einem 
Wasserstoffnetz entwertet das Umweltbundesamt aus-
schließlich Herkunftsnachweise für Gas, die für Was-
serstoff ausgestellt sind. 

 

(2) Bei der Lieferung von Gas aus einem Gas-
versorgungsnetz entwertet das Umweltbundesamt Her-
kunftsnachweise für Gas, die den relevanten Netzmerk-
malen von Gasversorgungsnetzen entsprechen. Dies 
erfolgt im Einklang mit den relevanten technischen 
Vorgaben des Unionsrechts. 

 

Unterabschnitt 3 Unterabschnitt 3 

Besondere Anforderungen an die Ausstellung und 
Entwertung von Herkunftsnachweisen für Wärme 

oder Kälte 

Besondere Anforderungen an die Ausstellung und 
Entwertung von Herkunftsnachweisen für Wärme 

oder Kälte 

§ 28 § 28 

Ausstellung und Inhalt von Herkunftsnachweisen 
für Wärme oder Kälte 

u n v e r ä n d e r t  

Das Umweltbundesamt stellt auf Antrag des An-
lagenbetreibers einen Herkunftsnachweis für Wärme 
oder Kälte nach § 14 Absatz 1 für thermische Energie 
aus, die jeweils seit dem Beginn desjenigen Kalender-
monats erzeugt und geliefert worden ist, in dem die An-
lage im Herkunftsnachweisregister nach § 3 Satz 2 re-
gistriert wurde, und die 

 

1. aus oder auf Basis von erneuerbarer Energie er-
zeugt worden ist, 

 

2. aus unvermeidbarer Abwärme nach § 2 Num-
mer 14 des Herkunftsnachweisregistergesetzes 
stammt, 

 

3. aus thermischer Abfallbehandlung erzeugt wor-
den ist, nicht unter Nummer 1 fällt und unter Ein-
haltung der Vorgaben des Kreislaufwirtschaftsge-
setzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212), das 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 2. März 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung gewonnen wor-
den ist oder 

 



 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 29 – Drucksache 20/10995 
 
 

Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses  

4. aus anderen Energiequellen erzeugt worden ist.  

Ein Herkunftsnachweis für Wärme oder Kälte kann ab-
weichend von § 4 Absatz 2 des Herkunftsnachweisre-
gistergesetzes für thermische Energie ausgestellt wer-
den, die der Anlagenbetreiber selbst nutzt. Der Her-
kunftsnachweis für Wärme oder Kälte weist die Art der 
thermischen Energie aus. 

 

§ 29 § 29 

Ausstellung eines Herkunftsnachweises für Wärme 
oder Kälte für strombasierte thermische Energie 

u n v e r ä n d e r t  

Ein Herkunftsnachweis für Wärme oder Kälte 
wird nach § 14 Absatz 1 und § 16 ausgestellt für  

 

1. strombasierte thermische Energie, die im Sinne 
des § 28 Satz 1 Nummer 1 aus oder auf Basis von 
erneuerbarer Energie erzeugt wurde, sofern für 
die Erzeugung der erneuerbaren Energie wiede-
rum Strom aus erneuerbarer Energie verbraucht 
wurde, der die Voraussetzungen des § 16 
Absatz 2 erfüllt,  

 

2. die Menge an aus oder auf Basis von erneuerbarer 
Energie erzeugter strombasierter thermischer 
Energie im Sinne des § 28 Satz 1 Nummer 1, die 
abzüglich der Energiemenge des zur Erzeugung 
verbrauchten Stroms aus Umgebungsenergie oder 
Geothermie erzeugt wurde,  

 

3. die Menge an strombasierter thermischer Energie 
im Sinne des § 28 Satz 1 Nummer 2 aus unver-
meidbarer Abwärme, die abzüglich der 
Energiemenge des zur Erzeugung verbrauchten 
Stroms aus unvermeidbarer Abwärme erzeugt 
wurde, oder  

 

4. die Menge an strombasierter thermischer Energie, 
die im Sinne des § 28 Satz 1 Nummer 4 aus ande-
ren Energiequellen erzeugt wurde. 

 

§ 30 § 30 

Ausstellung eines Herkunftsnachweises für Wärme 
oder Kälte für gasbasierte thermische Energie 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Ein Herkunftsnachweis für Wärme oder 
Kälte wird ausgestellt für 

 

1. thermische Energie aus oder auf Basis von Gas 
nach § 14 Absatz 1, die im Sinne des § 28 Satz 1 
Nummer 1 aus oder auf Basis von erneuerbarer 
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Energie erzeugt wurde, sofern für die Erzeugung 
der thermischen Energie  

a) Biogas verbraucht wurde,  

b) Gas verbraucht wurde und Herkunftsnach-
weise für Gas nach § 23 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 in entsprechendem Umfang ent-
wertet wurden oder  

 

c) Gas verbraucht wurde und Massenbilanzie-
rungsnachweise in entsprechendem Umfang 
vorgelegt wurden, 

 

2. die Menge an aus oder auf Basis von Gas erzeug-
ter thermischer Energie im Sinne des § 28 Satz 1 
Nummer 1, die abzüglich der Energiemenge des 
zur Erzeugung verbrauchten Gases aus Umge-
bungsenergie oder Geothermie erzeugt wurde, 

 

3. die Menge an thermischer Energie aus oder auf 
Basis von Gas im Sinne des § 28 Satz 1 
Nummer 2, die abzüglich der Energiemenge des 
zur Erzeugung verbrauchten Gases aus unver-
meidbarer Abwärme erzeugt wurde, oder 

 

4. die Menge an thermischer Energie aus oder auf 
Basis von Gas, die im Sinne des § 28 Satz 1 
Nummer 4 aus anderen Energiequellen erzeugt 
wurde. 

 

(2) Im Antrag auf Ausstellung eines Herkunfts-
nachweises für Wärme oder Kälte für gasbasierte ther-
mische Energie muss der Anlagenbetreiber dem Um-
weltbundesamt zusätzlich zu den Angaben nach § 15 
die Angaben übermitteln, ob und in welcher Art 

 

1. für die Gaserzeugungsanlage Investitionsbeihil-
fen geleistet wurden, 

 

2. für die Erzeugung von Gas aus der Gaserzeu-
gungsanlage Betriebsbeihilfen geleistet wurden 
und 

 

3. die Erzeugung des Gases in sonstiger Weise ge-
fördert wurde. 

 

§ 31 § 31 

Unterscheidbarkeit u n v e r ä n d e r t  

Das Umweltbundesamt stellt sicher, dass ein Her-
kunftsnachweis für Wärme oder Kälte für thermische 
Energie, die im Sinne des § 28 Satz 1 Nummer 1 aus 
oder auf Basis von erneuerbarer Energie erzeugt wurde 
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oder im Sinne des § 28 Satz 1 Nummer 2 aus unver-
meidbarer Abwärme stammt, klar zu unterscheiden ist 
von einem Herkunftsnachweis für Wärme oder Kälte 
für thermische Energie im Sinne des § 28 Satz 1 
Nummer 3 oder 4. 

§ 32 § 32 

Zusätzliche Mindestangaben in Herkunftsnachwei-
sen für Wärme oder Kälte 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Ein Herkunftsnachweis für Wärme oder 
Kälte muss zusätzlich zu den Angaben nach § 17 die 
Angaben nach § 15 Absatz 5 enthalten. 

 

(2) Ein Herkunftsnachweis für Wärme oder 
Kälte für thermische Energie auf Basis von Gas aus er-
neuerbaren Energien oder auf Basis von kohlenstoffar-
mem Gas muss die Angaben nach § 30 Absatz 2 ent-
halten. 

 

§ 33 § 33 

Zusätzliche Angaben in Herkunftsnachweisen für 
Wärme oder Kälte 

Zusätzliche Angaben in Herkunftsnachweisen für 
Wärme oder Kälte 

Ein Herkunftsnachweis für Wärme oder Kälte ent-
hält auf Antrag des Anlagenbetreibers folgende zusätz-
liche Angaben: 

Ein Herkunftsnachweis für Wärme oder Kälte ent-
hält auf Antrag des Anlagenbetreibers folgende zusätz-
liche Angaben: 

1. das Medium, das zur Übertragung der thermi-
schen Energie eingesetzt wird, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Arbeitszahl, den thermischen Nutzungsgrad 
oder ersatzweise einen vergleichbaren Kennwert 
für die Effizienz der Erzeugung der thermischen 
Energie, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. das Datum der Inbetriebnahme von Anlagenele-
menten, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. das Kennzeichnungssystem, nach dem eine An-
lage oder ein Anlagenelement zertifiziert ist, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. für thermische Energie nach § 28 Satz 1 
Nummer 2 aus unvermeidbarer Abwärme 

5. u n v e r ä n d e r t  

a) die Art der unvermeidbaren Abwärme,  

b) die Angabe, ob die unvermeidbare Abwärme 
aus erneuerbaren Energien stammt, 

 

c) den Nachweis über die Erfüllung der Vo-
raussetzungen nach Artikel 2 Nummer 9 der 
Richtlinie (EU) 2018/2001, 
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6. für thermische Energie nach § 28 Satz 1 
Nummer 3 aus thermischer Abfallbehandlung den 
Anteil des zur Erzeugung der thermischen Energie 
eingesetzten Abfalls, der nach § 17 Absatz 1 und 
2 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes vom 24. Feb-
ruar 2012 (BGBl. I S. 212) der Pflicht zur Über-
lassung an den öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger unterliegt, 

6. entfällt 

7. für die thermische Energie, die in einer hocheffi-
zienten Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlage nach 
§ 2 Nummer 8a des Kraft-Wärme-Kopplungsge-
setzes vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2498), 
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 20. 
Dezember 2022 (BGBl. I S. 2512) geändert wor-
den ist, erzeugt worden ist, 

6. u n v e r ä n d e r t  

a) die elektrische Leistung der Kraft-Wärme-
Kopplungs-Anlage, 

 

b) den elektrischen Nutzungsgrad der Kraft-
Wärme-Kopplungs-Anlage bezogen auf den 
Brennwert oder ersatzweise einen vergleich-
baren Kennwert für die elektrische Effizienz 
der Anlage und 

 

c) den thermischen Nutzungsgrad der Anlage 
bezogen auf den Brennwert oder ersatzweise 
einen vergleichbaren Kennwert für die ther-
mische Effizienz der Anlage. 

 

§ 34 § 34 

Vermarktung thermischer Energie u n v e r ä n d e r t  

(1) Ein Herkunftsnachweis für Wärme oder 
Kälte darf zur Vermarktung von Mengen thermischer 
Energie, deren zugesagte Eigenschaften von den Ei-
genschaften des in dem Fernwärme- oder Fernkältesys-
tem insgesamt verteilten thermischen Energiemix ab-
weichen, verwendet werden. Dabei muss das vermark-
tende Fernwärme- oder Fernkälteversorgungsunter-
nehmen sicherstellen, dass bestehende vertragliche 
Vereinbarungen zu den Eigenschaften der thermischen 
Energie, die an andere Kunden in demselben Fern-
wärme- oder Fernkältesystem geliefert wird, nicht 
durch die Vermarktung verletzt werden. 

 

(2) Sofern ein Herkunftsnachweis für Wärme 
oder Kälte zur Vermarktung nach Absatz 1 verwendet 
wird und für die der vermarkteten thermischen Energie 
zugrunde liegende Anlage Investitionsbeihilfen oder 
sonstige Förderung für die Erzeugung der thermischen 
Energie nach Artikel 2 Nummer 5 der Richtlinie (EU) 
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2018/2001 geleistet werden, ist der Marktwert dieser 
Herkunftsnachweise bei der Berechnung der finanziel-
len Förderung zu berücksichtigen. Der Anlagenbetrei-
ber muss die Absicht zur Vermarktung bei der für die 
Förderung zuständigen Stelle unverzüglich nach An-
tragstellung anzeigen. 

(3) Gesetzliche Anforderungen an Eigenschaf-
ten oder an den Betrieb eines Wärme- oder Kältenetzes 
bleiben von der Vermarktung thermischer Energie in-
nerhalb eines Fernwärme- oder Fernkältesystems unbe-
rührt.  

 

§ 35 § 35 

Entwertung u n v e r ä n d e r t  

(1) Die Entwertung eines Herkunftsnachweises 
für Wärme oder Kälte ist nur für Letztverbräuche von 
thermischer Energie in demjenigen Fernwärme- oder 
Fernkältesystem zulässig, in dem sich die dem Her-
kunftsnachweis für Wärme oder Kälte zugrunde lie-
gende Anlage befindet. Eine Anlage, deren thermische 
Energie nicht über Leitungen, sondern insbesondere 
über die Straße oder die Schiene transportiert wird, be-
findet sich in dem jeweiligen Fernwärme- oder Fern-
kältesystem, in das die transportierte Energie einge-
speist wird. Netzverluste stehen im Sinne dieser Ver-
ordnung Letztverbräuchen gleich. 

 

(2) Das Umweltbundesamt entwertet einen Her-
kunftsnachweis für Wärme oder Kälte unmittelbar 
nach der Ausstellung auch dann, wenn die thermische 
Energie nach § 28 Satz 3 nicht an einen Kunden oder 
Endnutzer geliefert wird. Eine Übertragung an Dritte 
ist ausgeschlossen. 

 

A b s c h n i t t  6  A b s c h n i t t  6  

V e r a r b e i t u n g  v o n  D a t e n  u n v e r ä n d e r t  

§ 36 

 

Datenschutz und Datensicherheit  

Das Umweltbundesamt trifft bei der Einrichtung 
und bei dem Betrieb der Herkunftsnachweisregister 
nach § 3 die erforderlichen technischen und organisa-
torischen Maßnahmen zur Sicherstellung von Daten-
schutz und Datensicherheit nach den Artikeln 24, 25 
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und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr 
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten-
schutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, 
S. 1; L 74 vom 4.3.2021, S. 35). Es berücksichtigt die 
einschlägigen Standards und Empfehlungen des Bun-
desamtes für Sicherheit in der Informationstechnik. 

§ 37 

 

Erforderlichkeit der Datenverarbeitung  

Das Umweltbundesamt verarbeitet Daten, soweit 
diese erforderlich sind für 

 

1. die Führung der Herkunftsnachweisregister nach 
§ 3, 

 

2. die Rechts- und Fachaufsicht durch das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Klimaschutz,  

 

3. den Vollzug dieser Verordnung durch das Um-
weltbundesamt oder  

 

4. energiestatistische Zwecke.  

Das Umweltbundesamt verarbeitet personenbezogene 
Daten, insbesondere die Daten nach § 9 Absatz 1, so-
weit diese für die Zwecke nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 
erforderlich sind.  

 

§ 38 

 

Löschung von Daten  

Das Umweltbundesamt löscht Daten, die nicht 
mehr erforderlich sind für 

 

1. die Registerführung nach § 3 Satz 2,   

2. die Rechts- und Fachaufsicht durch das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Klimaschutz,  

 

3. den Vollzug dieser Verordnung durch das Um-
weltbundesamt oder  

 

4. energiestatistische Zwecke.   



 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 35 – Drucksache 20/10995 
 
 

Entwurf Beschlüsse des 25. Ausschusses  

§ 39 

 

Überprüfung der gespeicherten Daten; 
Datenübermittlung 

 

(1) Für einen effizienten Registerbetrieb gleicht 
das Umweltbundesamt die im Herkunftsnachweisre-
gister für Gas und die im Herkunftsnachweisregister 
für Wärme oder Kälte gespeicherten Daten, einschließ-
lich personenbezogener Daten, miteinander ab und 
tauscht sie zwischen diesen Registern aus im Hinblick 
auf die Erzeugung von 

 

1. Gas aus oder auf Basis von thermischer Energie 
sowie 

 

2. thermischer Energie aus Gas aus oder auf Basis 
von erneuerbarer Energie oder kohlenstoffarmem 
Gas. 

 

(2) Das Umweltbundesamt kann die in den Her-
kunftsnachweisregistern nach § 3 eingetragenen Daten, 
einschließlich personenbezogener Daten, mit den Da-
ten abgleichen, die 

 

1. im Herkunftsnachweisregister nach § 79 des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes gespeichert sind, 

 

2. im Marktstammdatenregister nach § 111e Ab-
satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes, das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom … [einsetzen: 
Datum und Fundstelle des Gesetzes zur Änderung 
der Vorschriften des Energiewirtschaftsgesetzes 
zu Füllstandsvorgaben für Gasspeicheranlagen 
und zur Anpassung weiterer energierechtlicher 
Vorschriften] geändert worden ist, gespeichert 
sind, 

 

3. im Register Biostrom nach § 44 der Biomas-
sestrom-Nachhaltigkeitsverordnung gespeichert 
sind, 

 

4. im Register Biokraftstoffe nach § 42 der Biokraft-
stoff-Nachhaltigkeitsverordnung gespeichert 
sind, 

 

5. der zuständigen Stelle nach § 37d Absatz 1 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Arti-
kel 11 Absatz 3 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 202) geändert worden ist, vor-
liegen, 
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6. in der Datenbank Nachhaltige-Biomasse-Systeme 
gespeichert sind, 

 

7. im Biogasregister der Deutschen Energie-Agentur 
gespeichert sind oder 

 

8. das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle im Rahmen der Durchführung seiner Aufga-
ben nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz 
oder nach der Richtlinie für die Bundesförderung 
für effiziente Wärmenetze „BEW“ vom 1. August 
2022 (Banz AT 18.08.2022 B1) erhoben und ge-
speichert hat. 

 

Das Umweltbundesamt kann Daten nach den 
Sätzen 3 und 4 mit dem Betreiber eines Registers oder 
einer Datenbank austauschen, soweit dies zur Gewähr-
leistung der Sicherheit, der Richtigkeit oder der Zuver-
lässigkeit der Herkunftsnachweisregister nach § 3 er-
forderlich ist. Zu diesem Zwecke darf das Umweltbun-
desamt Daten aus einem Register oder einer Datenbank 
nach Satz 1 erheben, speichern und verwenden, soweit 
diesbezüglich eine Mitteilungspflicht eines Register-
teilnehmers nach dieser Verordnung besteht. Das Um-
weltbundesamt darf Daten an den Betreiber eines Re-
gisters oder einer Datenbank nach Satz 1 übermitteln, 
soweit die Daten dem Umweltbundesamt und in dem 
Register oder der Datenbank nach Satz 1 vorliegen und 
diesbezüglich eine Mitteilungspflicht des Registerteil-
nehmers im Zusammenhang mit dem Betrieb des je-
weiligen Registers oder der jeweiligen Datenbank nach 
Satz 1 besteht.  

 

(3) Soweit es zur Durchführung dieser Verord-
nung erforderlich ist, darf das Umweltbundesamt Da-
ten aus dem Herkunftsnachweisregister für Gas oder 
dem Herkunftsnachweisregister für Wärme oder Kälte 
übermitteln an 

 

1. das Bundesministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz, 

 

2. das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz, 

 

3. das Bundesministerium für Ernährung und Land-
wirtschaft, 

 

4. die nachgeordneten Behörden der in den 
Nummern 1 bis 3 genannten Bundesministerien, 

 

5. Behörden anderer Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union und von Drittstaaten sowie 

 

6. Organe der Europäischen Union.  
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(4) Das Umweltbundesamt kann den Betreibern 
der Datenbanken und der Register nach Absatz 2 sowie 
den Behörden nach Absatz 3 über elektronische 
Schnittstellen den Zugang zu den in einem Herkunfts-
nachweisregister nach § 3 gespeicherten Daten, ein-
schließlich personenbezogener Daten, ermöglichen. 
Das Umweltbundesamt als übermittelnde Stelle hat 
über die Abrufe nach Satz 1 Aufzeichnungen zu ferti-
gen, die die folgenden Daten enthalten müssen: 

 

1. die bei der Durchführung der Abrufe verwendeten 
Daten,  

 

2. den Tag und die Uhrzeit der Abrufe,   

3. die Kennung der abrufenden Dienststelle und   

4. die abgerufenen Daten.   

Die protokollierten Daten dürfen nur für Zwecke der 
Datenschutzkontrolle oder Datensicherung oder zur Si-
cherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebs der Da-
tenverarbeitungsanlage verwendet werden. Die proto-
kollierten Daten sind durch geeignete Vorkehrungen 
gegen zweckfremde Verwendung und gegen sonstigen 
Missbrauch zu schützen. Die protokollierten Daten 
sind sechs Monate nach der Protokollierung zu lö-
schen. 

 

(5) Das Umweltbundesamt richtet eine elektro-
nische Schnittstelle ein, die es ermöglicht, Daten an die 
nach Landesrecht zuständigen Behörden zu übermit-
teln, soweit es für den Vollzug des Gebäudeenergiege-
setzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728), das 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Oktober 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 280) geändert worden ist, erforder-
lich ist. Absatz 4 Satz 2 bis 5 ist entsprechend anzu-
wenden. 

 

A b s c h n i t t  7  A b s c h n i t t  7  

V e r o r d n u n g s e r m ä c h t i g u n g ;  
S c h l u s s v o r s c h r i f t  

V e r o r d n u n g s e r m ä c h t i g u n g ;  
S c h l u s s v o r s c h r i f t  

§ 40 § 40 

Subdelegation an das Umweltbundesamt Subdelegation an das Umweltbundesamt 

Das Umweltbundesamt wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Klimaschutz zur 
Durchführung dieser Verordnung Folgendes zu regeln: 

Das Umweltbundesamt wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Klimaschutz zur 
Durchführung dieser Verordnung Folgendes zu regeln: 
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1. die Voraussetzungen für die vorläufige und die 
dauerhafte Sperrung von Konten und den Aus-
schluss von Kontoinhabern und anderen Register-
teilnehmern von der Nutzung der Herkunftsnach-
weisregister nach § 7 Absatz 3, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. das Verfahren zur Übermittlung von Daten, die 
zur Nachweisführung unabdingbar sind, durch 
Registerteilnehmer an das Umweltbundesamt, nä-
here Anforderungen an die Bestätigung dieser Da-
ten und an die dazu befugte Person sowie die zur 
Datenübermittlung Verpflichteten, soweit dies je-
weils zur Durchführung dieser Verordnung erfor-
derlich ist, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. ergänzende Anforderungen an die Zulässigkeit 
der Nutzung vorhandener Digitalisierungs- und 
Messtechnik, insbesondere kaufmännisch vali-
dierter Daten im Rahmen der Handhabung von 
Energieaudits und Energiemanagementsystemen 
im Zusammenhang mit  

3. u n v e r ä n d e r t  

a) der Anlagenregistrierung sowie  

b) der Ausstellung eines Herkunftsnachweises 
für Gas oder eines Herkunftsnachweises für 
Wärme oder Kälte, 

 

4. die nähere Ausgestaltung der Herkunftsnachweis-
register nach § 3, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. nähere Anforderungen an 5. u n v e r ä n d e r t  

a) die Ausstellung, Übertragung, Entwertung 
und Verwendung von Herkunftsnachweisen 
für Gas oder von Herkunftsnachweisen für 
Wärme oder Kälte, 

 

b) die Anerkennung von Herkunftsnachweisen 
für Gas oder von Herkunftsnachweisen für 
Wärme oder Kälte, 

 

c) die Form des Herkunftsnachweises für Gas 
oder des Herkunftsnachweises für Wärme 
oder Kälte sowie die verwendeten Datenfor-
mate und Schnittstellen zu anderen informa-
tionstechnischen Systemen, 

 

d) die ausnahmsweise Ausstellung von Her-
kunftsnachweisen für Gas, die für stromba-
siertes Gas ausgestellt werden, oder von Her-
kunftsnachweisen für Wärme oder Kälte für 
strombasierte thermische Energie, ohne dass 
Herkunftsnachweise nach § 79 Absatz 1 
Nummer 3 des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes entwertet wurden, 
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e) zusätzliche Angaben in Herkunftsnachwei-
sen für Gas oder Herkunftsnachweisen für 
Wärme oder Kälte, die auf Antrag aufge-
nommen werden können, 

 

f) die Ausstellung und Entwertung von Her-
kunftsnachweisen für Wärme oder Kälte, 
wenn die thermische Energie nicht an einen 
Kunden oder Endnutzer geliefert wird, 

 

g) die Verwendung von Herkunftsnachweisen 
für Wärme oder Kälte für die Kennzeich-
nung von Netzverlusten nach § 35 Absatz 1, 

 

6. nähere Vorgaben zum Verfahren für die Ausstel-
lung, Anerkennung, Übertragung und Entwertung 
von Herkunftsnachweisen für Gas oder Her-
kunftsnachweisen für Wärme oder Kälte, 

6. nähere Vorgaben zum Verfahren für die Ausstel-
lung, Anerkennung, Übertragung und Entwertung 
von Herkunftsnachweisen für Gas oder Her-
kunftsnachweisen für Wärme oder Kälte, ohne je-
doch zusätzliche materielle Entscheidungskri-
terien, die über die §§ 7 bis 39 dieser Verord-
nung hinausgehen oder von diesen abweichen, 
neu zu definieren, 

7. vereinfachte Vorgaben für die Ausstellung von 
Herkunftsnachweisen vorzusehen, wenn sonst ein 
unverhältnismäßiger Verfahrensaufwand ent-
stünde für den Betreiber einer  

7. u n v e r ä n d e r t  

a) Anlage zur Erzeugung von Gas mit einer in-
stallierten Leistung von weniger als 50 Kilo-
watt, 

 

b) Anlage zur Erzeugung von Wärme oder 
Kälte mit einer installierten thermischen 
Leistung von weniger als 50 Kilowatt, 

 

8. den Abgleich von den in den Herkunftsnachweis-
registern nach § 3 eingetragenen Daten, mit den 
Daten, die gespeichert sind 

8. u n v e r ä n d e r t  

a) in anderen internationalen Registern und Da-
tenbanken mit energiewirtschaftlichem Be-
zug, die nicht bereits in § 39 Absatz 2 Satz 1 
aufgeführt sind, oder 

 

b) in weiteren nationalen behördlichen Regis-
tern mit energiewirtschaftlichem Bezug, mit 
Ausnahme der bereits in § 39 Absatz 2 
Satz 1 aufgeführten Register oder des Regio-
nalnachweisregisters nach § 79a des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes. 
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§ 41 § 41 

Beleihung u n v e r ä n d e r t  

(1) Das Umweltbundesamt ist befugt, im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz die Aufgaben der Einrichtung und des 
Betriebs der Herkunftsnachweisregister nach § 3 Ab-
satz 1 bis 5 und § 4 Absatz 1 bis 4 des Herkunftsnach-
weisregistergesetzes sowie die Befugnis zum Erlass 
der hierfür notwendigen Verwaltungsakte wie insbe-
sondere Ausstellung, Anerkennung, Übertragung oder 
Entwertung von Herkunftsnachweisen für Gas und von 
Herkunftsnachweisen für Wärme oder Kälte ein-
schließlich aller damit zusammenhängenden Verfah-
renshandlungen ganz oder teilweise durch Beleihung 
auf eine juristische Person des Privatrechts zu übertra-
gen, wenn diese die erforderliche personelle, techni-
sche und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und Zuver-
lässigkeit besitzt und die Übertragung für den Bund die 
wirtschaftlichere Alternative darstellt. Die Befugnis 
zum Erlass von Verwaltungsakten nach Satz 1 schließt 
die Vollstreckung der erlassenen Verwaltungsakte im 
Wege der Verwaltungsvollstreckung ein. Eine juristi-
sche Person des Privatrechts besitzt die erforderliche 
personelle, technische und wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit und Zuverlässigkeit für die Aufgabenerfüllung 
im Sinne von Satz 1, wenn 

 

1. die Personen, die nach dem Gesetz, dem Gesell-
schaftsvertrag oder der Satzung die Geschäftsfüh-
rung oder Vertretung der juristischen Person aus-
üben, zuverlässig und fachlich geeignet sind, 

 

2. sie über die zur Erfüllung der Aufgaben notwen-
dige Ausstattung verfügt, 

 

3. sie rechtlich, wirtschaftlich, organisatorisch und 
personell unabhängig ist von juristischen Perso-
nen, die in den Bereichen Energieerzeugung, 
Energiehandel oder Energievertrieb einschließ-
lich Handel mit Herkunftsnachweisen für Gas 
oder Herkunftsnachweisen für Wärme oder Kälte 
oder sonstigen Nachweisen über die Erzeugung 
von Energie tätig sind, 

 

4. sie durch technische und organisatorische Maß-
nahmen sicherstellt, dass die Vorschriften zum 
Schutz personenbezogener Daten sowie von Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnissen eingehalten 
werden. 
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(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz ist berechtigt, die nach Absatz 1 beliehene 
juristische Person des Privatrechts im Weisungswege 
zur rechtmäßigen Aufgabenerfüllung anzuhalten. Die 
Aufgabenübertragung ist im Bundesanzeiger bekannt 
zu machen. 

 

§ 42 § 42 

Ordnungswidrigkeiten u n v e r ä n d e r t  

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Absatz 1 
Nummer 1 des Herkunftsnachweisregistergesetzes 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 15 
Absatz 1 Satz 2, auch in Verbindung mit § 20 Absatz 2 
Nummer 1, oder entgegen § 20 Absatz 2 Nummer 2, 
jeweils auch in Verbindung mit einer Rechtsverord-
nung nach § 40 Nummer 5 Buchstabe a einen dort ge-
nannten Herkunftsnachweis oder dessen Übertragung 
beantragt.  

 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 8 Absatz 1 
Nummer 2 des Herkunftsnachweisregistergesetzes 
handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 

1. entgegen § 9 Absatz 1, § 11 Absatz 1, 2 oder 3, 
§ 15 Absatz 3, 4 oder 5, § 16 Absatz 3 oder § 30 
Absatz 2, jeweils auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 40 Nummer 6, eine dort 
genannte Angabe nicht richtig oder nicht vollstän-
dig übermittelt, 

 

2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 12 
Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 1 
oder § 19 Absatz 3 Satz 2 zuwiderhandelt und 

 

3. entgegen § 23 Absatz 2 Satz 2 oder § 34 Absatz 2 
Satz 2, jeweils auch in Verbindung mit einer 
Rechtsverordnung nach § 40 Nummer 6, eine An-
zeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erstattet. 

 

§ 43 § 43 

Evaluierung u n v e r ä n d e r t  

(1) Die Bundesregierung evaluiert die Wirkung 
dieser Verordnung im Hinblick auf 

 

1. die Begrenzung der Entwertung von Herkunfts-
nachweisen für Wärme oder Kälte für Letztver-
bräuche von thermischer Energie in demjenigen 
Fernwärme- oder Fernkältesystem, in dem sich 
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die dem Herkunftsnachweis für Wärme oder Kälte 
zugrunde liegende Anlage befindet, nach § 35 
Absatz 1, 

2. die Wirkung von Regelungen zum Schutz der an 
ein Wärme- oder Kältenetz angeschlossenen Kun-
den vor einem Absinken des Anteils grüner Ener-
gie in der an sie gelieferten thermischen Energie, 
das aus der Vermarktung von thermischer Energie 
aus oder auf Basis von erneuerbaren Energien an 
einen Kunden unter Nutzung eines Herkunfts-
nachweises möglicherweise resultiert, 

 

3. Anforderungen an die nachhaltige Erzeugung des 
Stroms zur Erzeugung von strombasiertem Gas 
oder strombasierter thermischer Energie. 

 

(2) Die Evaluierung erfolgt fünf Jahre nach In-
betriebnahme des Herkunftsnachweisregisters für Gas 
und des Herkunftsnachweisregisters für Wärme oder 
Kälte. 

 

§ 44 § 44 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
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A. Allgemeiner Teil 

I. Überweisung 

Die Verordnung der Bundesregierung auf Drucksache 20/10159 wurde am 2. Februar 2024 mit Drucksache 
20/10238 Nr. 2 gemäß § 92 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages an den Ausschuss für Klimaschutz 
und Energie zur Federführung sowie an den Wirtschaftsausschuss, den Ausschuss für Ernährung und Landwirt-
schaft und an den Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz zur Mitbera-
tung überwiesen. 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung hat sich gutachtlich beteiligt. 

II. Zustimmungserfordernis des Bundestages 

Nach § 5 Absatz 1 sowie nach § 7 des Herkunftsnachweisregistergesetzes bedarf die Rechtsverordnung der Zu-
stimmung des Bundestages. 

Gemäß § 5 Absatz 2 in Verbindung mit § 96 Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes kann der Bundestag 
seine Zustimmung zu einer nach § 5 Absatz 1 des Herkunftsnachweisregistergesetzes erlassenen Rechtsverord-
nung davon abhängig machen, dass seine Änderungswünsche übernommen werden. Übernimmt der Verord-
nungsgeber die Änderungen, ist eine erneute Beschlussfassung durch den Bundestag nicht erforderlich. Hat sich 
der Bundestag nach Ablauf von sechs Sitzungswochen seit Eingang der Rechtsverordnung nicht mit ihr befasst, 
gilt seine Zustimmung zu der unveränderten Rechtsverordnung als erteilt. 

III. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

In § 2 der Verordnung werden Begriffsbestimmungen geregelt, wobei sich die Definitionen für erneuerbare Ener-
gie und kohlenstoffarme Gase auf unionsrechtliche Vorgaben beziehen. In den Abschnitten 2, 3 und 4 werden 
allgemeine Vorgaben zu dem Herkunftsnachweisregister für Gas und dem Herkunftsnachweisregister für Wärme 
oder Kälte, der Anlagenregistrierung und den Herkunftsnachweisen gemacht, wobei die Aufgabe der Einrichtung 
und des Betriebs beider Register dem Umweltbundesamt übertragen wird. Allgemeine Vorgaben zu Herkunfts-
nachweisen für Gas und Herkunftsnachweisen für Wärme oder Kälte sind in Abschnitt 5 Unterabschnitt 1 gere-
gelt. 

Besondere Vorgaben für Herkunftsnachweise für Gas ergeben sich aus Abschnitt 5 Unterabschnitt 2, für Her-
kunftsnachweise für Wärme oder Kälte aus Abschnitt 5 Unterabschnitt 3. Die Mindestinhalte für Herkunftsnach-
weise in den §§ 17, 25 und 32 orientieren sich unmittelbar an den Vorgaben des Artikels 19 der Richtlinie (EU) 
2018/2001 und werden um weitere Inhalte nach den §§ 18, 26 und 33 ergänzt, die auf freiwilliger Basis gemacht 
werden können. 

Abschnitt 6 enthält Vorgaben zur Verarbeitung, Löschung, Überprüfung und Übermittlung von Daten. Zuletzt 
wird das Umweltbundesamt in § 40 ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Klimaschutz weitere Konkretisierungen vorzunehmen, insbesondere zur Einrichtung 
und zum Betrieb der Herkunftsnachweisregister, zur Verwendung von Herkunftsnachweisen für Gas oder Her-
kunftsnachweisen für Wärme oder Kälte, zu Gebühren und Ordnungswidrigkeitstatbeständen. 

Mit den in dem Antrag auf Ausschussdrucksache 20(25)591 enthaltenen Änderungswünschen soll an drei Stellen 
Bürokratieabbau erfolgen und eine Reduzierung von Berichtspflichten erreicht werden. Außerdem erfolgt in § 40 
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Nummer 6 eine Klarstellung hinsichtlich der Subdelegationen an das Umweltbundesamt. Das Umweltbundesamt 
soll technische Details regeln dürfen, aber keine materiellen Änderungen vornehmen. 

IV. Öffentliche Anhörung von Sachverständigen 

Der Ausschuss für Klimaschutz und Energie hat in seiner 97. Sitzung am 21. Februar 2024 mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD bei Stimmenthaltung der Gruppe Die 
Linke die Durchführung einer öffentlichen Anhörung beschlossen, die in der 99. Sitzung am 11. März 2024 statt-
fand. Die eingereichten schriftlichen Stellungnahmen der Sachverständigen sind den Ausschussdrucksachen 
20(25)580, 20(25)581, 20(25)582, 20(25)583, 20(25)584 und 20(25)585 zu entnehmen. 

Folgende Sachverständige haben an der Anhörung teilgenommen: 

• Alexander Voigt, Mitgründer und Vorstandsvorsitzender, HH2E AG 

• John Miller, stellvertretender Geschäftsführer, Bereichsleiter Energiewirtschaft und Politik, AGFW – Der 
Energieeffizienzverband für Wärme, Kälte und KWK e. V.  

• Dr. Kai Roger Lobo, stellvertretender Hauptgeschäftsführer, Geschäftsführer der Abteilung Energiewirtschaft 
Verband kommunaler Unternehmen e. V. (VKU)  

• Dr. Timm Kehler, Vorstand Zukunft Gas e. V., Geschäftsführer Zukunft Gas GmbH  

• Dr.-Ing. Simon Pichlmaier, Leiter Wasserstoff und synthetische Energieträger Forschungsstelle für Energie-
wirtschaft e. V.  

• Dr. Maximilian Rinck, Abteilungsleiter Handel und Beschaffung, BDEW Bundesverband der Energie- und 
Wasserwirtschaft e. V. 

Die Ergebnisse der öffentlichen Anhörung sind in die Ausschussberatung eingegangen. Das Protokoll und die 
Aufzeichnung der Anhörung sowie die eingereichten schriftlichen Stellungnahmen wurden der Öffentlichkeit 
über die Homepage des Deutschen Bundestages zugänglich gemacht. 

V. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Wirtschaftsausschuss hat die Verordnung auf Drucksache 20/10159 in seiner 73. Sitzung am 10. April 2024 
beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und AfD bei Stimmenthaltung der Gruppe Die Linke die Zustimmung 
unter der Maßgabe, dass die Verordnung die aus der Zusammenstellung ersichtliche Fassung erhält. 

Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft hat die Verordnung auf Drucksache 20/10159 in seiner 
57. Sitzung am 10. April 2024 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und AfD bei Stimmenthaltung 
der Gruppe Die Linke die Zustimmung unter der Maßgabe, dass die Verordnung die aus der Zusammenstellung 
ersichtliche Fassung erhält. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz hat die Verordnung 
auf Drucksache 20/10159 in seiner 68. Sitzung am 10. April 2024 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
AfD bei Abwesenheit der Gruppen Die Linke und BSW die Zustimmung unter der Maßgabe, dass die Verordnung 
die aus der Zusammenstellung ersichtliche Fassung erhält. 

Im Rahmen seines Auftrags zur Überprüfung von Gesetzentwürfen und Verordnungen der Bundesregierung auf 
Vereinbarkeit mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie hat sich der Parlamentarische Beirat für nachhaltige 
Entwicklung gemäß Einsetzungsantrag (BT-Drs. 20/696) in seiner 57. Sitzung am 13. März 2024 mit der Ver-
ordnung über das Herkunftsnachweisregister für Gas und das Herkunftsnachweisregister für Wärme oder Kälte 
(Gas-Wärme-Kälte-Herkunftsnachweisregister-Verordnung – GWKHV) (BT-Drs. 20/10159) befasst.  
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Folgende Aussagen zur Nachhaltigkeit wurden in der Begründung der Verordnung getroffen:  

„Dieser Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung im 
Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der UN-Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung der Vereinten Nationen dient.  

Indem diese Verordnung den Artikel 19 der Richtlinie (EU) 2018/2001 umsetzt, leistet sie einen Beitrag zu Nach-
haltigkeitsziel 16, das mit seiner Zielvorgabe 16.6 den Aufbau leistungsfähiger, rechenschaftspflichtiger und 
transparenter Institutionen auf allen Ebenen für eine nachhaltige Entwicklung verlangt. Die Verordnung fördert 
die Erreichung dieser Zielvorgabe insbesondere, indem sie dem Umweltbundesamt allgemeine Vorgaben zu dem 
Gas- und dem Herkunftsnachweisregister für Wärme oder Kälte, der Anlagenregistrierung und den Herkunfts-
nachweisen macht, um die Herkunft von Energie aus erneuerbaren Quellen auf eine objektive, transparente und 
nichtdiskriminierende Grundlage zu stellen. Regelungszweck dieser Verordnung ist die Stärkung der Nachhaltig-
keit und Zukunftsfähigkeit der Energieversorgung, indem mehr Transparenz für die beteiligten Marktakteure, 
insbesondere für Energieverbraucher, geschaffen wird. Im Sinne des systemischen Zusammendenkens der Nach-
haltigkeitsziele leistet die Verordnung damit gleichzeitig einen Beitrag zur Erreichung von Nachhaltigkeitsziel 7: 
„Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und moderner Energie für alle sichern“. Dieses Nachhaltig-
keitsziel verlangt mit seinen Zielvorgaben 7.2 und 7.3, bis 2030 die weltweite Steigerungsrate der Energieeffizi-
enz zu verdoppeln und den Anteil erneuerbarer Energie am globalen Energiemix deutlich zu erhöhen. Die Ver-
ordnung fördert die Erreichung dieser Zielvorgabe, indem sie die Energieversorger in die Lage versetzt, gegenüber 
ihren Endkunden nachzuweisen, dass die gelieferte Energie zu einem nachweisbaren Anteil aus erneuerbarer 
Energie stammt.  

Darüber hinaus werden mit dem Herkunftsnachweisregister zuverlässige Systeme zur Vermarktung erneuerbarer 
und kohlenstoffarmer Energiequellen geschaffen, die einen nachhaltigen Konsum und eine nachhaltige Produk-
tion unterstützen, wie es Nachhaltigkeitsziel 12 verlangt: „Nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster sicher-
stellen“. Dieses Nachhaltigkeitsziel verlangt in seiner Zielvorgabe 12.6, Unternehmen zu ermutigen, nachhaltige 
Verfahren einzuführen und in ihre Berichterstattung Nachhaltigkeitsinformationen aufzunehmen. Die Verordnung 
fördert die Erreichung dieser Zielvorgabe, indem sie die Mitteilungspflichten der Versorger über die Herkunft der 
gelieferten Energie regelt.  

Damit berücksichtigt der Entwurf die Querverbindungen zwischen den Zielen für nachhaltige Entwicklung und 
deren integrierenden Charakter, der für die Erfüllung von Ziel und Zweck der UN-Agenda 2030 von ausschlag-
gebender Bedeutung ist.  

Der Entwurf folgt damit den Nachhaltigkeitsprinzipien der DNS „(1.) Nachhaltige Entwicklung als Leitprinzip 
konsequent in allen Bereichen und bei allen Entscheidungen anwenden“, „(2.) Global Verantwortung wahrneh-
men“, „(3.) Natürliche Lebensgrundlagen erhalten“, „(4.) Nachhaltiges Wirtschaften stärken“ und „(5.) Sozialen 
Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft wahren und verbessern“.“  

Formale Bewertung durch den Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung:  

Eine Nachhaltigkeitsrelevanz der Verordnung ist gegeben. Der Bezug zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
ergibt sich hinsichtlich folgender Leitprinzipien einer nachhaltigen Entwicklung, Sustainable Development Goals 
(SDGs) und Indikatoren:  

• Leitprinzip 1 – Nachhaltige Entwicklung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und bei allen Ent-
scheidungen anwenden  

• Leitprinzip 2 – Global Verantwortung wahrnehmen  

• Leitprinzip 3 – Natürliche Lebensgrundlagen erhalten  

• Leitprinzip 4 – Nachhaltiges Wirtschaften stärken  

• Leitprinzip 5 – Sozialen Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft wahren und verbessern  

• SDG 7 – Bezahlbare und saubere Energie  

• SDG 12 – Nachhaltige/r Konsum und Produktion  
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• SDG 16 – Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen  

• Indikator 7.2.a – Anteil erneuerbarer Energien am Brutto-Endenergieverbrauch.  

Die Darstellung der Nachhaltigkeitsprüfung ist plausibel.  

Eine Prüfbitte ist daher nicht erforderlich. 

VI. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Klimaschutz und Energie hat die Verordnung auf Drucksache 20/10159 in seiner 102. Sitzung 
am 10. April 2024 abschließend beraten. 

Die Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP brachten auf Ausschussdrucksache 20(25)591 einen 
Antrag mit Änderungswünschen zur Verordnung auf Drucksache 20/10159 ein. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erläuterte einleitend, mit der Umsetzung der Änderungswünsche 
würde man an drei Stellen den Bürokratieaufwand und insbesondere die Berichtspflichten reduzieren. Erstens 
müsse nicht mehr die Nummer der Messeinrichtung oder der Messstelle genannt werden, zweitens müsse man 
nicht mehr angeben, ob man Förderungen erhalten habe für die Anlagen, für welche die Herkunftsnachweise 
ausgestellt würden. Drittens müsse man bezüglich thermischer Abfallbehandlungen dann nicht mehr aufschrei-
ben, ob man eine Pflicht zur Überlassung an den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger habe. Weiterhin würden 
sie im Hinblick auf Paragraf 40 eine Klarstellung bezüglich der Subdelegationen an das Umweltbundesamt vor-
geschlagen. In Paragraf 40 Nummer 6 werde ein Satz aus der Begründung in den Text verschoben. Das Umwelt-
bundesamt dürfe technische Details regeln, aber keine materiellen Änderungen vornehmen. 

Die Fraktion der SPD sprach sich für die in dem Antrag vorgeschlagenen Änderungswünsche aus. Sie freuten 
sich darauf, wenn die Branche nach der Schlussabstimmung im Plenum das klare Signal bekomme, dass es jetzt 
losgehen solle. 

Die Fraktion der CDU/CSU führte aus, dass nachhaltige Zertifikate unverzichtbar dafür seien, dass nachhaltig 
erzeugte Gase auch wirksam angerechnet werden könnten. Im besten Fall schaffe man mit der Verordnung Trans-
parenz und Vergleichbarkeit und ermögliche in einem nächsten Schritt die Anrechenbarkeit auf gesetzliche An-
forderungen, wie zum Beispiel Minderungsquoten. Im Allgemeinen würden sie die Verordnung loben. Insbeson-
dere begrüßten sie die Anrechenbarkeit von grünen Gasen, wie zum Beispiel Wasserstoff und Biomethan. Den-
noch könnten sie den vorgeschlagen Änderungen an der Verordnung nicht zustimmen. Es sei nicht nachvollzieh-
bar, warum die Bundesregierung sich weigere, den Treibhausgasfußabdruck auf die Zertifikate zu schreiben. Dies 
sei die entscheidende Information, um Transparenz, Vergleichbarkeit und Anrechenbarkeit zu ermöglichen. 

Die Fraktion der AfD kritisierte, dass die Verordnung und gesetzliche Regelungen dieser Art für die Volkswirt-
schaft schädlich seien. Die Bürger würden sich nicht dafür interessieren, woher das von ihnen genutzte Gas 
komme. Das entscheidende Kriterium sei, wie teuer das Gas sei. Die volkswirtschaftlichen Kosten seien außerdem 
nicht überblickbar. Die Politik der Bundesregierung habe bereits zu hohen Strompreisen geführt und die energie-
intensive Industrie verlagere bereits ihre Produktion. 

Die Fraktion der FDP befürwortete die vorgeschlagenen Änderungswünsche. Sie betonte, dass die Strompreise 
in Deutschland stark gesunken seien. Mit dem Herkunftsnachweisregister würden sie die Details der Zusammen-
setzung ausweisen, obwohl sie erst an dem Beginn des Aufbaues des Wasserstoffkernnetzes stünden. Die Rah-
menbedingungen dazu hätten sie bereits vorgelegt. Weiterhin würden sie an der Vereinheitlichung der verschie-
denen Register arbeiten, damit potenzielle Investoren wüssten, worauf sie sich einließen. 

Die Gruppe Die Linke verzichtete auf einen Redebeitrag. 

Der Ausschuss für Klimaschutz und Energie beschloss mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, AfD und der Gruppe Die Linke die An-
nahme des Antrags auf Ausschussdrucksache 20(25)591. 

Der Ausschuss für Klimaschutz und Energie beschloss mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und AfD bei Stimmenthaltung 
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der Gruppe Die Linke, die Zustimmung zur Verordnung auf Drucksache 20/10159 unter der Maßgabe zu emp-
fehlen, dass die Verordnung die aus der Zusammenstellung ersichtliche Fassung erhält. 

B. Besonderer Teil 
Die Begründung der Verordnung soll wie folgt ergänzt werden: 

Zu § 27 Absatz 2 (Entwertung bei netzgebundenem Gasverbrauch): 

Bei der Lieferung von Gas aus einem Gasversorgungsnetz ist eine Entwertung von Herkunftsnachweisen für Gas 
zulässig, wenn diese den relevanten Netzmerkmalen des Gasversorgungsnetzes entsprechen. Dies kann sich nach 
der Angabe im Herkunftsnachweis für Gas zur Art des Inverkehrbringens richten. Im Einklang mit § 3 Absatz 5 
HKNRG und § 27 Absatz 1 dürfen für Lieferungen von Wasserstoff über ein Wasserstoffnetz nur Herkunftsnach-
weise für Gas, die für Wasserstoff ausgestellt sind, entwertet werden. Für Lieferungen aus dem Gasnetz können 
Herkunftsnachweise für Gas für alle im Gasnetz enthaltenen gasförmigen Energieträger verwendet werden. Mög-
lichkeiten und Vorgaben zur Nutzung von Herkunftsnachweisen für Gas aus einem Gasnetz richten sich nach der 
Norm CEN-EN 16325. Die Norm befindet sich zum Erlass der Verordnung noch in Bearbeitung. 

Die Regelung in Absatz 2 dient damit der Herstellung von Kohärenz mit der unionsrechtlichen Normung, die im 
Standard CEN-EN 16325 verankert wird, ohne deren Anforderungen zu über- oder unterschreiten. Damit wird 
die Funktionalität von Herkunftsnachweisen für Gas, die für Wasserstoff ausgestellt wurden, nicht eingeschränkt. 

Berlin, den 10. April 2024 

Oliver Grundmann 
Berichterstatter 
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